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AdA Angehörige(r) der Armee
VKMB Kleinbauern-Vereinigung
IVF In-vitro-Fertilisation
SBV Schweizerischer Bauernverband
GATT General Agreement on Tariffs and Trade
CNG Christlichnationaler Gewerkschaftsbund (Vorgänger von Travail.suisse)
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DFF Département fédéral des finances
DETEC Département fédéral de l'environnement, des transports, de l'énergie et

de la communication
AVS Assurance-vieillesse et survivants
CSSS-CE Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des

Etats
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national
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l'énergie du Conseil national
CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
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Chronique générale

Eléments du système politique

Problèmes politiques fondamentaux

Identité nationale

Der Ständerat befasste sich als Erstrat mit den Anträgen des Bundesrats aus dem
Vorjahr zur Verwendung der verfügbaren Goldbestände. Dabei wich er, mit dem
Einverständnis des Bundesrats, von dessen Vorschlag ab, die Verwendung der nicht für
die Solidaritätsstiftung benötigten Gelder erst später in einem Gesetz zu regeln. Seine
WAK argumentierte, diese Verteilungsfrage sei von derartiger Bedeutung, dass sie im
Rahmen einer Übergangsbestimmung auf Verfassungsebene entschieden werden
müsse. Dies biete zudem den Vorteil, der Goldinitiative der SVP einen direkten
Gegenvorschlag gegenüberzustellen. Der Ständerat beschloss auf Antrag seiner WAK,
dass der gesamte Verkaufserlös der 1300 t Gold (rund 18 Mia Fr.) in einen auf 30 Jahre
befristeten Fonds einfliessen soll, welcher bewirtschaftet wird und dessen Substanz
real erhalten werden muss. Die Fondserträge sollen zu je einem Drittel der
Solidaritätsstiftung, der AHV und den Kantonen zukommen. Ein Antrag Hess (fdp, OW),
auf die Solidaritätsstiftung zu verzichten und zwei Drittel der Fondserträge an die
Kantone zu überweisen, wurde mit 35:9 Stimmen abgelehnt. Bei der Beratung des
Gesetzes über den Zweck und die Organisation der Solidaritätsstiftung hielt sich der
Rat weitgehend an die Vorgaben des Bundesrats. Zu Reden gab insbesondere ein knapp
abgelehnter Antrag der Kommissionsmehrheit, dass die Mitglieder des Stiftungsrats
nicht älter als 40 Jahre sein dürfen. Die Kommissionsmehrheit wollte damit zusätzlich
verdeutlichen, dass diese Stiftung zukunftsgerichteten Projekten verpflichtet ist und
nichts mit der schweizerischen Politik während des 2. Weltkriegs zu tun hat. 1

CONTRE-PROJET DIRECT À UNE INITIATIVE
POPULAIRE
DATE: 20.06.2001
HANS HIRTER

Als Zweitrat schloss sich der Nationalrat diesen Entscheiden an. Zuvor hatte er sich
allerdings mit einer Reihe von Anträgen auseinanderzusetzen, welche eine andere
Ertragsverteilung wünschten. Der SP war vor allem das Drittel für die Kantone ein Dorn
im Auge; Gewerkschafter innerhalb der SP sympathisierten sogar offen mit einer
Unterstützung der „Goldinitiative“ der SVP. Ohne Erfolg versuchten die
Sozialdemokraten, den Kantonsanteil mit einer Zweckbindung zugunsten von
Bildungsausgaben zu versehen (Antrag Fässler, SG); von vielen SP-Abgeordneten
unterstützt wurde auch ein Antrag Marti (sp, GL), die Kantone leer ausgehen zu lassen
und zwei Drittel für den AHV-Fonds zu reservieren. Erfolglos blieb ebenfalls der
Versuch von Kaufmann (svp, ZH), mit einer Zuweisung der gesamten Erträge an die AHV
auf 30 Jahre ein offensichtliches Manko der SVP-Initiative (Zuweisung auf
unbeschränkte Zeit) zu beheben. Eine Abweichung zum Ständerat ergab sich beim
Vorgehen nach dreissig Jahren. Die kleine Kammer hatte beschlossen, dass, falls nicht
durch eine neue Verfassungsbestimmung eine Verlängerung (unter Umständen mit
einem neuen Zweck der Mittelverwendung) beschlossen wird, das Stiftungsvermögen
zum üblichen Verteilschlüssel für Nationalbankgewinne (ein Drittel Bund, zwei Drittel
Kantone) an die öffentliche Hand fallen soll. Der Nationalrat stimmte mit knapper
Mehrheit einem Antrag Rechsteiner (sp, BS) zu, der für diesen Fall das Fondsvermögen
vollumfänglich der AHV übertragen will. In der Gesamtabstimmung wurde der
Gegenvorschlag zur SVP-Initiative gegen den Widerstand der SVP gutgeheissen. In der
noch nicht abgeschlossenen Differenzbereinigung bestätigte der Ständerat seinen
Beschluss zum Verteilungsmodus für den Fall, dass die Stiftung nach dreissig Jahren
nicht weitergeführt werden sollte. 2

CONTRE-PROJET DIRECT À UNE INITIATIVE
POPULAIRE
DATE: 25.09.2001
HANS HIRTER

Die Federführung der Kampagne für die Solidaritätsstiftung wurde von der von alt
Nationalrätin Judith Stamm (cvp, LU) präsidierten Schweizerischen Gemeinnützigen
Gesellschaft (SGG) übernommen. Die Hilfswerke waren, neben den Bundesbehörden,
nahezu die einzigen, welche in der Öffentlichkeit für den Gegenvorschlag mit der
Solidaritätsstiftung warben. Finanzielle Unterstützung erhielten sie immerhin von den
Grossbanken, welche ihr Engagement damit begründeten, dass der Bundesrat
seinerzeit mit der Ankündigung der Solidaritätsstiftung einen Beitrag zur Entspannung
des gestörten Klimas zwischen der Schweiz und den USA geleistet habe. In der Werbung
wurde insbesondere betont, dass der Gegenvorschlag eine ausgewogene Lösung
darstelle, welche verschiedenen Bedürfnissen gerecht werde. Da die Aufgaben der
Solidaritätsstiftung sehr allgemein definiert waren (Unterstützung von Projekten, welche

CONTRE-PROJET DIRECT À UNE INITIATIVE
POPULAIRE
DATE: 27.08.2002
HANS HIRTER
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im In- und Ausland soziale Ausschliessung, Armut und Gewalt bekämpfen) konnte nur
mit einzelnen Beispielen von Projekten illustriert werden, wie die Stiftung das Geld
einsetzen könnte. Auch in Medien, welche der Stiftung wohlgesinnt waren, wurde dazu
kritisch angemerkt, dass die als Beispiele angeführten Projekte bereits heute von der
öffentlichen Hand unterstützt würden und es deshalb dazu eigentlich keiner neuen
Stiftung bedürfe. 3

Gegenentwurf der Bundesversammlung „Gold für AHV, Kantone und Stiftung“ 
Abstimmung vom 22. September 2002

Beteiligung: 45,2%
Ja: 984 537 (48,2%) / 6 ½ Kantone
Nein: 1 057 398 (51,8%) / 14 5/2 Kantone

Parolen:
— Ja: SP, FDP (13*), CVP, EVP, PdA, CSP; SGB, CNG.
— Nein: SVP, LP, SD, EDU, FPS; SGV.
— Stimmfreigabe: economiesuisse, SBV.
In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

CONTRE-PROJET DIRECT À UNE INITIATIVE
POPULAIRE
DATE: 22.09.2002
HANS HIRTER

Ordre juridique

Criminalité

Viel zu reden gab die Ausschaffungsinitiative der SVP, die zum Ziel hat, straffälligen
Ausländern automatisch das Aufenthaltsrecht zu entziehen. Die Räte entschieden sich
gegen eine Ungültigkeitserklärung und rangen sich nach langer Diskussion zu einem
direkten Gegenentwurf durch, der die Schwere der Tat mitberücksichtigt. In der
Volksabstimmung vom 28. November 2010 wurde die Initiative angenommen und der
Gegenvorschlag verworfen. Im Dezember 2010 bildete Bundesrätin Sommaruga eine
Arbeitsgruppe, die bis im Juni 2011 darlegen soll, wie die Initiative auf Gesetzesstufe
umgesetzt werden soll.

CONTRE-PROJET DIRECT À UNE INITIATIVE
POPULAIRE
DATE: 28.11.2010
MARC BÜHLMANN

Institutions et droits populaires

Droits populaires

Der Bundesrat entwarf einen direkten Gegenvorschlag zur Volksinitiative „Für die
Stärkung der Volksrechte in der Aussenpolitik (Staatsverträge vors Volk)“. Die Initiative
fordert eine erhebliche Ausweitung des obligatorischen Referendums bei
völkerrechtlichen Verträgen, die eine multilaterale Rechtsvereinheitlichung in wichtigen
Bereichen nach sich ziehen, welche die Schweiz zur Übernahme rechtsetzender
Bestimmungen verpflichten, welche die Rechtssetzungszuständigkeit in wichtigen
Bereichen an ausländische oder internationale Institutionen übertragen, oder welche
Ausgaben von über CHF 1 Mrd. oder wiederkehrende Ausgaben von mehr als CHF 100
Mio. evozieren. In seinem direkten Gegenvorschlag präzisiert der Bundesrat den Begriff
„wichtiger Bereich“. Er anerkennt das Anliegen der Optimierung des
direktdemokratischen Instrumentariums für die Aussenpolitik. Eine Erweiterung der
Einbindung von Volk und Ständen solle jedoch lediglich bei Abkommen mit grosser
Tragweite und Bedeutung ins Auge gefasst werden. Die Regierung beantragte deshalb
ein obligatorisches Referendum dann anzuwenden, wenn Staatsverträge abgeschlossen
werden, denen Verfassungsrang zukommt. 4

CONTRE-PROJET DIRECT À UNE INITIATIVE
POPULAIRE
DATE: 01.10.2010
MARC BÜHLMANN

2010 hatte der Bundesrat einen direkten Gegenvorschlag zur Volksinitiative „Für die
Stärkung der Volksrechte in der Aussenpolitik (Staatsverträge vors Volk)“ vorgelegt.
Das Volksbegehren will, dass aussenpolitische Verträge in wichtigen Bereichen sowie
völkerrechtliche Verträge mit einmaligen Ausgaben von mehr als CHF 1 Mrd. oder
wiederkehrenden Kosten von mehr als CHF 100 Mio. jährlich dem obligatorischen
Referendum unterstellt werden. In ihrem Gegenvorschlag schlug die Regierung vor,
lediglich jene Staatsverträge obligatorisch der Stimmbevölkerung vorzulegen, die
Verfassungsrang haben. Im Berichtsjahr diskutierten die Räte über Initiative und
Gegenvorschlag. In der grossen Kammer verlief die intensive Diskussion zwischen der

CONTRE-PROJET DIRECT À UNE INITIATIVE
POPULAIRE
DATE: 23.12.2011
MARC BÜHLMANN
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SVP und den restlichen Fraktionen. Einigkeit herrschte hinsichtlich der zunehmenden
Bedeutung der Aussenpolitik und der Notwendigkeit einer entsprechenden Anpassung
der direkten Demokratie. Der Mehrheit des Nationalrates ging die Initiative aber zu
weit. In der Folge unterstützte die grosse Kammer den Gegenvorschlag des Bundesrates
und empfahl die Initiative zur Ablehnung. Im Ständerat wurde dann jedoch Nicht-
Eintreten auf die Debatte um den Gegenvorschlag und ebenfalls Ablehnung der
Initiative beschlossen. Die grosse Kammer, an die das Geschäft somit zurückging, folgte
diesem Beschluss in der neuen Legislatur. Somit wird 2012 nur die Initiative zur
Abstimmung gelangen. Zur Frage der Vereinbarkeit von direkter Demokratie und
Übernahme des EU-Rechts siehe auch die abgelehnte Motion der SP-Fraktion
(11.3434). 5

Armée

Armée

Im Februar 2018 gab der Bundesrat bekannt, die WEF-Jahrestreffen auch weiterhin mit
einem subsidiären Einsatz der Armee unterstützen zu wollen. Damit sollte diese bereits
über geraume Zeit bestehende Zusammenarbeit weitergeführt werden. Dafür wurde
dem Parlament beantragt, auch für die Jahre 2019 bis 2021 einen Armeeeinsatz von bis
zu 5'000 AdA zu genehmigen. Die Landesregierung zeigte sich in ihrer Botschaft
überzeugt, dass die WEF-Treffen in Davos für die Schweiz von grosser Bedeutung seien.
Die Armee soll dabei Leistungen im Bereich Objektschutz, Personenschutz, Wahrung
der Lufthoheit und Sicherheit im Luftraum erbringen. Dazu kommen Hilfestellungen im
Bereich Logistik und Sanität. Angesichts der nach wie vor als verschärft eingeschätzten
Sicherheitslage in Europa und im Lichte der in den vergangenen Jahren nötigen
Zusatzfinanzierungen wurde der Kostenplafond um CHF 1 Mio. auf neu 9 Mio. erhöht.
Die Aufteilung der Kosten sollte jedoch unverändert bleiben, was bedeutet, dass der
Bund CHF 3.375 Mio. aufwenden würde. Die übrigen CHF 5.625 Mio. werden vom
Kanton Graubünden, der Gemeinde Davos und der WEF-Stiftung getragen. In den
Grundzügen glich dieser Armeeeinsatz gemäss vorliegender Botschaft denjenigen der
Vorjahre.
In der Frühjahressession kam das Geschäft in den Ständerat, wo es keine Gegenwehr
gab. Kommissionssprecher Hegglin (cvp, ZG) brauchte kaum Überzeugungsarbeit zu
leisten und konnte sich darauf beschränken, die Eckwerte der Botschaft
zusammenzufassen. Einstimmig verabschiedete die Ständekammer sowohl den
Bundesbeschluss über den Einsatz der Armee im Assistenzdienst als auch jenen über
die Beteiligung des Bundes an der Finanzierung der Sicherheitsmassnahmen im Kanton
Graubünden. 6

CONTRE-PROJET DIRECT À UNE INITIATIVE
POPULAIRE
DATE: 31.05.2018
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Nachdem die Unterstützung der WEF-Jahrestreffen durch die Armee auch für die
nächsten Jahre vom Ständerat befürwortet worden war, regte sich im Nationalrat
Widerstand in Form eines Nichteintretensantrags Mazzone (gp, GE). Sie wollte
zusammen mit Balthasar Glättli (gp, ZH) die Beteiligung des Bundes an der Finanzierung
der Sicherheitsmassnahmen des Kantons Graubünden verhindern. Die Mehrheit der SiK
des Nationalrates stellte sich jedoch mit 21 zu zwei Stimmen deutlich hinter die beiden
zu verhandelnden Geschäfte und stützte so den Entscheid der Ständekammer.
Mazzone, die ihren Nichteintretensantrag im Plenum vertrat, konnte sich nicht mit der
finanziellen Unterstützung des Kantons Graubünden anfreunden, weil sie die WEF-
Jahrestreffen für private Veranstaltungen einer privaten Stiftung hielt, die überdies
selbst über grosse finanzielle Reserven verfügen. Unterstützung erhielt sie von SP-
Sprecher Fridez (sp, JU), der verlauten liess, dass zwar eine Mehrheit der Fraktion auf
beide Vorlagen eintreten, jedoch in der Detailberatung auch Minderheitsanträge
unterstützen werde, die auf eine Reduktion des finanziellen Unterstützungsbeitrags
abzielten. Ansonsten wehte Links-grün ein rauer Wind entgegen, da sich alle anderen
Fraktionen für die Annahme der Vorlagen ausgesprochen hatten. Eintreten wurde dann
deutlich beschlossen, die geschlossen stimmende grüne Fraktion und einige SP-
Angehörige konnten der bürgerlichen Ratsmehrheit wenig entgegensetzen. 
In der Detailberatung wurden mehrere Minderheitsanträge behandelt. Ein Antrag Glättli
(gp, ZH) beinhaltete eine Umverteilung der Kosten des Armeeeinsatzes, indem die
Hälfte der Ausgaben (bzw. der geleisteten Diensttage) durch die WEF-Organisatoren
getragen werden sollte. Eine zweite Minderheit Crottaz (sp, VD) zielte auf eine
Reduktion des Verpflichtungskredits auf CHF 10.75 Mio., also auf eine Einsparung von
CHF 1 Mio. gegenüber dem Entwurf der Regierung. Als Ausgleichsangebot wollten die

CONTRE-PROJET DIRECT À UNE INITIATIVE
POPULAIRE
DATE: 26.09.2018
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Antragstellenden mit einem zweiten Vorschlag CHF 900'000 bereitstellen, falls dieser
Plafond von CHF 10.75 Mio. nicht ausreichen würde. Eine Minderheit Sommaruga (sp,
GE) wollte noch weniger Mittel freigeben, nämlich CHF 6.75 Mio. Sämtliche
Gegenanträge blieben aber erfolglos, so dass der Nationalrat schliesslich die vom
Ständerat beschlossenen Varianten bestätigte. Damit setzte sich auch der Bundesrat
durch, der die Vorlagen so ins Parlament geschickt hatte. Mit 151 zu 23 Stimmen
respektive mit 131 zu 29 Stimmen wurden die Vorlagen genehmigt; in beiden Fällen
konnte die geschlossen Nein-stimmende grüne Fraktion den Entscheid nicht
verhindern. 7

Economie

Politique économique

Politique structurelle

Am 11. März gelangte der Gegenentwurf zur zurückgezogenen Volksinitiative «für
Geldspiele im Dienste des Allgemeinwohls» zur Abstimmung. Dieser schrieb das
Lotteriemonopol der Kantone in der Bundesverfassung fest und sah die ausschliessliche
Verwendung der Gewinne für gemeinnützige Zwecke vor. Der Bundesbeschluss war
innerhalb der politischen Elite weitgehend unbestritten. Mit Ausnahme der EVP, der
Jungfreisinnigen und der abweichenden SVP-Sektionen Thurgau und Zug stellten sich
alle Parteien hinter den Gegenentwurf. Während die Befürworter ein
Abstimmungskomitee bildeten, welches von der Loterie Romande koordiniert wurde,
manifestierte sich auf Seiten der Gegner keine organisierte Opposition. Die
Abstimmungskampagne zeichnete sich durch eine äusserst geringe Intensität aus. Die
Stimmberechtigten winkten den Verfassungsartikel mit einem hohen Ja-Anteil von
87.0% durch. Alle Stände nahmen die Vorlage an, wobei mit Ausnahme von Schwyz
(78,3%) die Zustimmungsraten in allen Kantonen mehr als 80% betrug. Der höchste Ja-
Anteil wurde mit 94,2% im Kanton Waadt registriert. Die Vox-Analyse ergab, dass die
Vorlage den StimmbürgerInnen wenig vertraut war. Empirisch liess sich ein signifikant
negativer Zusammenhang zwischen Informationsstand und
Zustimmungswahrscheinlichkeit nachweisen. Jene Befragten, die den Inhalt der Vorlage
nicht kannten, stimmten also häufiger Nein als die gut Informierten. Der geringe
Kenntnisstand liess sich auch daran erkennen, dass mehr als ein Drittel der
Stimmenden (37%) keinen konkreten Grund für die Annahme zum Gegenentwurf
angeben konnte. Auch die Nein-Stimmenden bezogen sich kaum auf substantielle
Aspekte. Das am häufigsten genannte Motiv (18%) für eine Annahme betraf die
Förderung von sozialen Institutionen.

Abstimmung vom 11. März 2012

Beteiligung: 44,8%
Ja: 1 916 182 (87,1%) / 20 6/2 Stände
Nein: 284 108 (12,9%) / 0 Stände

Parolen:
– Ja:, SVP (2)*, SPS, FDP, CVP, GPS, GLP, BDP, CSP, SGB.
– Nein: EVP.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 8
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Crédit et monnaie

Banques

Die WAK-NR sprach sich im Frühling mit 17 zu 8 Stimmen dafür aus, der Volksinitiative
„Ja zum Schutz der Privatsphäre“ einen direkten Gegenvorschlag gegenüberzustellen.
Dieser nahm die Kernforderung der Initiative, das Bankgeheimnis im Inland in der
Verfassung zu verankern und damit einen inländischen Automatischen
Informationsaustausch (AIA) zu verhindern, auf. Trotzdem fanden sich im
Gegenvorschlag der WAK-NR einige wesentliche Abweichungen gegenüber dem
Initiativtext. Zwar wollten beide Entwürfe Auskünfte an die Steuerbehörden ohne
Einwilligung des Betroffenen nur in Fällen erlauben, bei denen ein begründeter
Verdacht auf ein schweres Steuerdelikt vorlag. Im Gegensatz zur Initiative verzichtete
der Gegenvorschlag aber zum einen darauf, den Begriff des schweren Steuerdelikts
abschliessend zu definieren und ermöglichte damit eine allfällige Ausweitung dieser
Kategorie auf andere Deliktformen auf gesetzlichem Wege. Zum anderen müsste laut
Gegenentwurf kein Gericht beigezogen werden, um einen begründeten Verdacht
feststellen zu können. In Fällen mit gegebenem begründeten Verdacht auf schwere
Steuerdelikte sollten Banken zudem nicht wie von der Initiative vorgesehen lediglich
ermächtigt, sondern vielmehr dazu verpflichtet sein, Meldung zu erstatten. Im
Gegensatz zur Volksinitiative sah der Gegenvorschlag im Übrigen die Möglichkeit vor, im
Bereich der Geldwäscherei Ausnahmen vom Recht auf finanzielle Privatsphäre
zuzulassen und nicht-steuerliche Angelegenheiten auf gesetzlicher Ebene zu regeln.
Damit stellte der Gegenentwurf im Unterschied zur Volksinitiative einen Entwurf dar,
der mit den internationalen Standards bezüglich Geldwäscherei vereinbar sein dürfte. 9

CONTRE-PROJET DIRECT À UNE INITIATIVE
POPULAIRE
DATE: 20.05.2016
NICO DÜRRENMATT

La Commission de l’économie et des redevances du Conseil national (CER-CN) soutient
l’idée d’un contre-projet direct à l’initiative populaire «Oui à la protection de la
sphère privée» par 15 voix contre 7 et 1 abstention. Ainsi, la CER-CN vise une meilleure
protection de la sphère privée financière. L’objectif est notamment d’empêcher
l’échange automatique de renseignements au niveau national. Néanmoins, une minorité
rejette le contre-projet et l’initiative. Elle estime que ni le contre-projet, ni l’initiative
s’inscrivent dans la «stratégie de l’argent propre» du Conseil fédéral. 10

CONTRE-PROJET DIRECT À UNE INITIATIVE
POPULAIRE
DATE: 01.11.2016
GUILLAUME ZUMOFEN

Agriculture

Politique agricole

Le Conseil fédéral a présenté son message sur les initiatives «pour une agriculture
paysanne compétitive et respectueuse de l'environnement», déposée par l'USP,et
«paysans et consommateurs – pour une agriculture en accord avec la nature»,
provenant de l'Adl et d'organisations de consommateurs, de paysans et de protection
de l'environnement. Pour le gouvernement, les différentes tâches de l'agriculture
qu'elles énumèrent sont globalement comparables à celles mentionnées dans le 7e
rapport et mettent en lumière la nécessité d'assigner un devoir de «multi-
fonctionnalité» à l'agriculture. Concernant les mesures proposées par les initiants, si,
là-aussi, il y a recoupement avec le 7e rapport (paiements directs, amélioration des
bases de production, mesures visant à orienter la production), le Conseil fédéral estime
néanmoins que cela ne doit pas figurer dans la constitution, mais être réalisé au niveau
des lois et des ordonnances. Par ailleurs, il considère que les mesures de protection à
la frontière contenues par les deux textes sont tout à fait inadéquates dans le cadre des
engagements pris au GATT et du processus d'intégration européenne. En conséquence,
il a proposé le rejet de ces deux initiatives. 11

CONTRE-PROJET DIRECT À UNE INITIATIVE
POPULAIRE
DATE: 19.08.1992
SERGE TERRIBILINI

Cependant, le gouvernement a estimé nécessaire d'inscrire dans la constitution le
principe de la «multifonctionnalité de l'agriculture», conformément à la nouvelle
orientation de la politique agricole officielle. Il a ainsi proposé un contre-projet direct
aux initiatives qui consiste, non pas en un nouvel article constitutionnel, mais en la
modification de l'article 31bis 3e alinéa, lettre b permettant de compléter les tâches de
l'agriculture pour lesquelles la Confédération peut édicter des dispositions en
dérogeant au principe de la liberté du commerce et de l'industrie. 

De fait, un projet d'article fut mis en consultation au printemps 1992. La majorité des
partis, cantons et organisations a estimé que le projet du Conseil fédéral était

CONTRE-PROJET DIRECT À UNE INITIATIVE
POPULAIRE
DATE: 19.08.1992
SERGE TERRIBILINI
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insuffisant et qu'il fallait citer exhaustivement les missions dévolues à l'agriculture et
définies dans le 7e rapport. Le texte finalement proposé aux Chambres contient ainsi,
parmi les buts de l'activité fédérale dans le domaine agricole, l'encouragement d'«une
agriculture productive, respectueuse de l'environnement et des animaux, servant à la
sécurité alimentaire du pays, assurant une utilisation durable des bases naturelles de la
vie et l'entretien du paysage rural et contribuant à l'occupation décentralisée du
territoire». Pour leur part, les promoteurs des deux initiatives ont considéré ce contre-
projet comme insuffisant et ont décidé de maintenir leurs textes. 12

En 1992, le Conseil fédéral avait présenté un contre-projet aux deux initiatives
populaires, «Pour une agriculture compétitive et respectueuse de l'environnement»,
lancée par l'USP, et «Paysans et consommateurs — Pour une agriculture en accord avec
la nature», émanant des organisations de consommateurs, de paysans, de protection
de l'environnement et de l’AdI.

Opposée à l'initiative populaire de l'USP et jugeant le contre-projet du Conseil fédéral
trop sommaire, la commission de l'économie et des redevances du Conseil des Etats a
élaboré un nouvel article constitutionnel 31 octies spécifique sur l'agriculture, qui
définit avec plus de précision les tâches de la Confédération dans ce domaine; outre
les principes généraux de la garantie de l'approvisionnement de la population, de
l'utilisation durable des bases naturelles d'existence, de l'entretien du paysage rural et
de l'occupation décentrée du territoire, l'article précise également les différentes
mesures, notamment les paiements directs, que peut prendre la Confédération pour
promouvoir les exploitations paysannes. Après avoir rejeté plusieurs propositions
d'amendements, le Conseil des Etats a accepté à l'unanimité l'article proposé par sa
commission; au vu de cette large approbation, le Conseil fédéral s'est par la suite rallié
au projet adopté par les sénateurs.

Par ailleurs, sur proposition d'U. Zimmerli (udc, BE), qui, se basant sur la loi sur les
rapports entre les Conseils, a rappelé que deux initiatives sur un même sujet devaient
être traitées séparément par les Chambres fédérales et même que les délibérations sur
la deuxième devaient avoir lieu après la votation sur la première, le Conseil des Etats a
décidé de suspendre les délibérations sur l'initiative des consommateurs et des
organisations de protection de l'environnement jusqu'à la votation populaire sur la
première initiative et le contre-projet du Conseil des Etats. 13

CONTRE-PROJET DIRECT À UNE INITIATIVE
POPULAIRE
DATE: 15.06.1993
ANDRÉ MACH

Le souverain avait à se prononcer en début d'année sur le nouvel article constitutionnel
élaboré par les chambres en contre-projet à l'initiative, entre-temps retirée, de l'Union
suisse des paysans (USP). Cet article était censé fournir les bases constitutionnelles de
la vaste réforme du monde agricole qui vise à rapprocher ce dernier de
l'environnement et du marché. A cet effet, le texte soumis à l'approbation du peuple et
des cantons énumérait d'autres tâches que celle traditionnelle de l'approvisionnement
du pays, telles que l'utilisation durable des ressources naturelles, l'entretien du paysage
ainsi qu'une occupation décentralisée du territoire. En outre, pour garantir une assise
constitutionnelle à la nouvelle conception de l'aide financière au monde paysan, le
projet du parlement consacrait le principe des paiements directs. Le souverain a rejeté
de justesse l'initiative avec près de 51 pour cent de non – soit moins de 30'000 voix de
différence – et 12 4/2 cantons. Le rejet le plus net est provenu des cantons de Soleure,
Bâle-Ville, Bâle-Campagne et Glaris. Les six cantons romands ont accepté le nouvel
article, le canton de Vaud l'approuvant même à plus de 71 pour cent. Parmi les cantons
alémaniques, seuls les cantons de Lucerne, de Thurgovie et d'Obwald ont fait de même.
Avec le rejet des deux autres objets soumis en votation (voir infra), ce vote est apparu
comme l'expression d'une aspiration populaire à des réformes plus importantes que
celles proposées.

Article constitutionnel sur l'agriculture
Votation du 12 mars 1995

Participation: 37.9%
Oui: 836'215 (49.1%) / 8 2/2 cantons
Non: 866'107 (50.9%) / 12 4/2 cantons

Mots d'ordre:

CONTRE-PROJET DIRECT À UNE INITIATIVE
POPULAIRE
DATE: 12.03.1995
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

01.01.89 - 01.01.19 7ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



– Oui: PRD (1*), PDC, UDC, PL (1*), PEP, PdL (ex-PA), DS; USP, UPS, Vorort, USAM, Migros. 
– Non: PS (1*), PE, Lega, PdT, AdI; VKMB, USS, CSCS, WWF, organisations de défense du
consommateur, COOP, Denner.
* Recommandations différentes des partis cantonaux

Lors de la campagne, les partisans du nouvel article – les partis bourgeois, l'USP ainsi
que les principales associations économiques du pays – ont souligné que le texte
proposé avait le double avantage de fournir une base constitutionnelle adéquate à la
poursuite des réformes en direction de plus de marché et d'écologie, tout en laissant
suffisamment de marge de manœuvre au législateur pour procéder par étapes et ainsi
éviter une précipitation qui pourrait être fatale à une grande partie des paysans. Selon
les défenseurs du projet, l'opposition à cet article relevait souvent d'un
fondamentalisme écologique irréaliste, prônant la conversion immédiate de l'ensemble
de la population paysanne à l'agriculture biologique sans tenir compte du fait que la
demande pour des produits «bio» ne constitue qu'une part minime (20%) du marché
agricole. Le monde paysan a souligné pour sa part que cet article avait le mérite de
consacrer constitutionnellement le principe des paiements directs, garantissant ainsi
que cette source de revenu jugée indispensable ne serait pas remise en cause à l'avenir
par des volontés d'économies intempestives. Les paysans ont également dénoncé la
campagne importante des gros distributeurs, lesquels voudraient, sous couvert de
considérations écologiques, confiner l'agriculture à la production biologique, ayant
ainsi le champ libre pour importer massivement des produits agricoles traditionnels
étrangers.

Les opposants – principalement les partis socialiste et écologiste, l'Association
alémanique des petits et moyens paysans (VKMB) ainsi que les associations de
consommateurs et de défense de la nature – ont en revanche argué que cet article ne
constituait qu'une réforme illusoire ou du moins beaucoup trop timide, qui n'apportait
rien de nouveau par rapport à la situation existante. Ils ont regretté notamment que le
projet n'affirmait pas plus nettement la nécessité d'une écologisation de la production
agricole, ne spécifiant pas par exemple que les paiements directs devaient avant tout
financer une production biologique ou intégrée.
(c.f. aussi: Débat en 1995 concernant une possible opposition aux accords du GATT
(cycle d'Uruguay) par le monde paysan)

L'analyse Vox a révélé que le vote des partisans et des opposants correspondait au
clivage gauche droite. En effet, tandis que la gauche de l'électorat a massivement rejeté
l'article constitutionnel, le centre et la droite l'ont majoritairement soutenu, les
sympathisants du PDC et de l'UDC y étant le plus favorables. Par ailleurs, parmi les
motivations de ceux ayant refusé l'article, l'aspiration à une réforme plus importante en
direction du marché et de l'environnement a été prédominante. Pour les partisans en
revanche, c'est la volonté de soutenir la paysannerie et de lui garantir des ressources
financières suffisantes qui a constitué la motivation principale. 14

Le Conseil des Etats a recommandé à une très large majorité le rejet de l'initiative
«paysans et consommateurs – pour une agriculture en accord avec la nature» déposée
en 1991 par l'AdI et différentes organisations de consommateurs, de paysans et de
défense de la nature. Il a estimé en effet cette dernière trop extrémiste en matière
d'exigences écologiques ainsi que contraire aux accords du GATT en matière
d'importations. Par ailleurs, contrairement au gouvernement qui avait fait part de son
intention de ne pas proposer, faute de temps, de contre-projet à l'initiative, le Conseil
des Etats a tenu à soumettre aux citoyens un projet alternatif, estimant le risque trop
important de voir l'initiative acceptée, tant le désir de réformes était grand dans la
population. Aussi, il a adopté un contre-projet proposé par une minorité de sa
commission, lequel, tout en reprenant les dispositions non contestées de l'article
rejeté en mars par le peuple et les cantons au sujet de la multifonctionnalité de
l'agriculture, soumettait désormais le versement des paiements directs au respect de
conditions écologiques minimales. 15

CONTRE-PROJET DIRECT À UNE INITIATIVE
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Défendant également le principe du contre-projet, la commission du Conseil national a
néanmoins jugé que la proposition de la petite Chambre ne prenait pas suffisamment
en compte les revendications des vainqueurs des votations du mois de mars, et n'avait
de ce fait que peu de chances de l'emporter en votation populaire. Par conséquent,
elle a élaboré un projet plus exigeant du point de vue du respect de l'environnement
et plus à même, selon elle, de satisfaire les consommateurs. En effet, d'une part, outre
de soumettre également l'octroi de paiements directs au respect d'exigences
écologiques minimales, la version de la commission prévoit l'adoption par la
Confédération de normes obligeant les producteurs à déclarer la provenance, la qualité
et les méthodes de fabrication de leur produits; d'autre part, elle proscrit l'utilisation
abusive d'éléments fertilisants, de produits chimiques et autres matières auxiliaires.
Par rapport à l'initiative «paysans et consommateurs», l'article proposé à la Chambre
du peuple renonce néanmoins à des prescriptions trop détaillées en matière de
protection des animaux ainsi qu'à toute mention d'une taxe d'incitation sur les engrais.

En plénum, la grande Chambre, de même que le gouvernement, a donné sa préférence
de manière très nette à l'article proposé par sa propre commission, à l'exception de
quelques députés automobilistes et agrariens, qui ont appuyé sur proposition du
député Weyeneth (udc, BE) la version du Conseil des Etats, et des députés de l'AdI
favorables à l'initiative «paysans et consommateurs». De nombreux orateurs ont fait
valoir que ce projet était susceptible de faire l'objet d'un large consensus au sein de la
population. Le seul aspect du contre-projet à faire l'objet d'une discussion a porté sur
l'alinéa stipulant que les agriculteurs devraient fournir la preuve du respect d'exigences
à caractère écologique pour pouvoir prétendre à des paiements directs. Les groupes
bourgeois ont tenu à préciser que cet alinéa ne devait en aucun cas être interprété
comme excluant le versement à l'avenir des paiements directs complémentaires. Le
rapporteur de la commission, le libéral Gros (GE) ainsi que le conseiller fédéral
Delamuraz ont tenu à les rassurer en insistant sur le fait que l'alinéa concerné signifiait
uniquement qu'à l'avenir les paiements directs pour prestations écologiques
constitueraient la part principale des aides publiques au monde agricole. 16

CONTRE-PROJET DIRECT À UNE INITIATIVE
POPULAIRE
DATE: 05.12.1995
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

Au Conseil des Etats, de nombreux sénateurs agrariens et démocrate-chrétiens – qui
s'inquiétaient également que le projet du Conseil national puisse être interprété
comme réservant exclusivement aux paysans écologiques le versement de paiements
directs – auraient voulu renvoyer à la Chambre du peuple une proposition Bieri (pdc,
ZG) stipulant explicitement que les paiements directs pourraient être à l'avenir encore
versés pour des prestations d'intérêt public. Cependant, devant l'urgence de mettre
sous toit avant la fin de la session le contre-projet si l'on entendait l'opposer à
l'initiative populaire, le Conseil des Etats s'est rallié à une courte majorité à la version
de la grande Chambre. 17

CONTRE-PROJET DIRECT À UNE INITIATIVE
POPULAIRE
DATE: 14.12.1995
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

Suite à cette décision, les auteurs de l'initiative populaire ont fait part de leur
satisfaction face à la version adoptée. Ils ont annoncé qu'ils envisageaient de retirer
leur initiative. La décision à ce sujet sera prise en début 1996. 18

CONTRE-PROJET DIRECT À UNE INITIATIVE
POPULAIRE
DATE: 21.12.1995
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

L'initiative «paysans et consommateurs» ayant été retirée par ses auteurs, le peuple et
les cantons étaient appelés à se prononcer au mois de juin sur le seul contre-projet
élaboré par le parlement. A la différence de l'article refusé en 1995, le texte soumis à
l'approbation populaire proposait notamment d'inscrire dans la Constitution le
principe selon lequel les paiements directs ne devraient être versés à l'avenir que sous
condition du respect d'exigences écologiques minimales (production intégrée). Le
contre-projet mentionnait également que la Confédération pourrait édicter des
prescriptions en matière de provenance, de qualité et de méthodes de production des
denrées alimentaires. Enfin, l'article élaboré par le parlement prévoyait l'interdiction de
l'utilisation abusive d'éléments fertilisants et autres produits chimiques.

Le souverain a accepté très largement le contre-projet avec près de 77.6 pour cent de
oui et l'unanimité des cantons. Parmi ces derniers, les cantons des Grisons, Genève,
Bâle et Zurich ont été les plus favorables au nouvel article. L'accueil le moins
enthousiaste est provenu des cantons de Schwytz, Valais et Vaud, même si, dans ces
cantons également, plus des deux tiers des votants se sont exprimés positivement.

CONTRE-PROJET DIRECT À UNE INITIATIVE
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Article constitutionnel sur l'agriculture
Votation du 9 juin 1996

Participation: 31.4%
Oui: 1'086'534 (77.6%) / 20 6/2 cantons
Non: 313'874 (22.4%) / 0 canton

Mots d'ordre:
– Oui: PS, PRD, PDC, UDC (2*), PE, PL, PEP, AdI, DS (1*), PdT; Vorort, USAM, USS, USP,
UPS, VKMB.
– Non: PdL.
(*Recommandations différentes des partis cantonaux.)

Lors de la campagne, les partisans du contre-projet – à savoir la quasi-totalité des
partis, les associations paysannes, écologistes et économiques – ont souligné que le
texte proposé fournissait une base constitutionnelle aux réformes entreprises dans le
secteur agricole vers plus de marché et d'écologie. Ils ont également relevé que cet
article prenait mieux en compte les préoccupations de la population en matière de
protection de l'environnement et d'information du consommateur que ne le faisait
celui rejeté l'an dernier. Les associations paysannes ont quant à elles argué, à l'égard de
leur base, que si le texte prévoyait le versement des seuls paiements directs
écologiques, le Conseil fédéral s'était engagé à respecter un moratoire de cinq ans
pendant lequel les paiements directs complémentaires continueront à être versés. Les
leaders paysans ont également souligné que l'adoption de cet article permettrait de
barrer la route à l'initiative beaucoup plus extrémiste de l'Association alémanique des
petits et moyens paysans (VKMB) «pour des produits alimentaires bon marché et des
exploitations agricoles écologiques».

L'analyse Vox a révélé pour sa part que le comportement de vote des partisans avait été
motivé avant tout par des préoccupations écologistes. Dans le camp des opposants, ce
seraient avant tout des motivations d'ordre financier qui expliqueraient le refus. Par
ailleurs, il semble que les électeurs appartenant à la gauche de l'échiquier politique
aient été plus favorables au contre-projet du parlement. En revanche, on ne saurait
percevoir de différences notoires selon les caractéristiques socio-démographiques
entre opposants et partisans du nouvel article. 19

Finances publiques

Impôts indirects

Nachdem sich der Bundesrat ursprünglich für einen Verzicht auf einen Gegenvorschlag
zur Solar- und zur Energie-Umwelt-Initiative ausgesprochen hatte, folgte er im
Grundsatz der Energiekommission des Ständerates (UREK), die gestützt auf einen
neuen Verfassungsartikel als Grundnorm die Ökosteuer verwirklichen und als
Übergangslösung eine zweckgebundene Energieabgabe als Gegenvorschlag zu den zwei
hängigen Initiativen einführen wollte. Nach Vorstellung der UREK sollte eine
Energieabgabe zeitlich befristet erhoben und zweckgebunden für die rationelle
Energieverwendung und für erneuerbare Energien eingesetzt werden. Eine
entsprechende Vernehmlassungsvorlage wurde für 1999 in Aussicht gestellt. Nichts
änderte der Bundesrat am Grundsatz, eine ökologische Steuerreform längerfristig mit
der Finanzordnung zu verbinden, die Ende 2006 ohnehin erneuert werden muss. Eine
solche solle laut Finanzminister Villiger weitgehend aufkommensneutral ausgestaltet
und ihr Ertrag zur Verbilligung der Lohnnebenkosten verwendet werden.
Zu der vom NR beschlossenen Energieabgabe, welche als Vorstufe zu einer
ökologischen Steuerreform gilt sowie zum Vorschlag der UREK-SR, eine Energieabgabe
auf Verfassungsstufe festzuschreiben, vgl. unten, Teil I, 6a (Politique énergétique). 20
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Infrastructure et environnement

Energie

Politique énergétique

Au Conseil national, l'entrée en matière sur l'arrêté fédéral séparé relatif à une taxe
écologique sur l'énergie fut l'objet de débats nourris. Les partisans de la taxe l'ont
soutenu en tant que contre-projet indirect aux trois initiatives populaires
énergétiques en cours («pour l'introduction d'un centime solaire», «encourager les
économies d'énergie et freiner le gaspillage», «pour garantir l'AVS – taxer l'énergie et
non le travail!»). La constitutionnalité de la taxe et la procédure adoptée (l'arrêté ne
sera soumis à une procédure de consultation qu'après son acceptation par la grande
Chambre) ont été vivement controversées. La taxe a été jugée constitutionnelle par
l'expert juridique Tobias Jaag pour autant qu'elle remplisse des buts écologiques,
qu'elle soit incitative et qu'elle ne soit pas utilisée pour indemniser des investissements
non amortissables (INA) ou pour diminuer les charges salariales. Une proposition Leuba
(pl, VD) réclama le renvoi de l'arrêté en commission avec mandat de procéder à une
consultation des cantons et milieux intéressés avant de décider, ainsi que d'obtenir
l'avis du Conseil fédéral sur le projet d'arrêté. Elle fut rejetée in extremis par 93 voix
contre 87. La majorité de la Ceate a soutenu la taxe écologique, estimant que la
libéralisation du marché de l'électricité dans l'Union européenne nécessitait des
mesures d'accompagnement. L'entrée en matière sur l'arrêté a été finalement
acceptée par 105 voix contre 72. La taxe a été soutenue par les socialistes et les Verts,
une majorité démo-chrétienne, une minorité radicale et par les représentants des
cantons de montagne. Le député Lötscher (pdc, LU) demanda l'entrée en vigueur
simultanée de la taxe et de la loi sur l’énergie et de prolonger en attendant l'arrêté
fédéral de 1990. Soutenue par les écologistes et les socialistes, la proposition a
toutefois été rejetée par 83 voix contre 69. Les députés ont suivi les recommandations
de Moritz Leuenberger qui demanda de séparer les deux objets afin d'éviter qu'un
référendum contre l'arrêté sur la taxe ne retarde l'entrée en vigueur de la loi. Le risque
serait de ne jamais voir la loi entrer en vigueur et de prolonger indéfiniment l'arrêté de
1990.
Dans l'examen de détails de l'arrêté, les députés ont maintenu à 0.6 centime par
kilowattheure la taxe prélevée sur la consommation finale de toute énergie non
renouvelable. La taxe sera restituée dans les cas où les agents fossiles seront exportés
ou utilisés à des fins autres qu'énergétiques, lorsque l'électricité sera produite au
moyen d'agents renouvelables, lorsqu'elle sera exportée, ainsi que lorsqu'elle servira à
alimenter des équipements à pompage-turbinage. La taxe sera exonérée ou
remboursée lorsque l'énergie sera destinée à des réseaux de chauffage à distance. Un
quart au moins du produit, en moyenne quinquennale, sera utilisé à l'encouragement
des énergies renouvelables, à l'assainissement énergétique et au maintien et
renouvellement des centrales hydrauliques. Le Conseil fédéral devra instituer un fonds
avec les recettes de la taxe incitative. La Confédération pourra mettre à disposition
d'organisations privées, cautionnant des projets de financement de tiers, des
contributions à fonds perdu comme capital social ou comme caution. La taxe sera
introduite progressivement par l'exécutif, en l'espace de six ans, son effet incitatif sera
vérifié régulièrement. L'arrêté a été limité à 25 ans au plus à compter de son entrée en
vigueur, pour autant que l'approvisionnement du pays en énergie renouvelable locale
soit assuré au moins à 50% et que le pourcentage d'énergie utilisable soit supérieur aux
pertes d'énergie. Le vote sur l'ensemble de l'arrêté a retenu l'approbation de 98
députés contre 59. Ce projet d'arrêté fédéral sur la taxe a été ensuite mis en procédure
de consultation avant d'être transmis au Conseil des Etats. 21
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Le Conseil national a donc mis en consultation son projet d'arrêté fédéral relatif à la
taxe écologique sur l'énergie dès la fin juillet. Dans un même temps, la Ceate du Conseil
des Etats a proposé un nouveau projet de taxe énergétique incitative servant de
contre-projet aux initiatives populaires «Encourager les économies d'énergie et freiner
le gaspillage» (initiative énergie et environnement) et «Pour l'introduction d'un centime
solaire» (initiative solaire), toutes deux rejetées par le Conseil fédéral sans contre-
projet. La commission du Conseil des Etats, contrairement au Conseil national, a estimé
qu'une modification de la Constitution était indispensable. Elle a mandaté l'Office
fédéral de l'énergie pour ouvrir une double procédure de consultation. Le premier
volet consiste en un nouvel article constitutionnel instaurant une taxe énergétique sur
les agents non renouvelables. Les recettes ont été estimées à CHF 2.5 milliards de
francs par année, 2.2 milliards seraient utilisés pour réduire les cotisations sociales

CONTRE-PROJET DIRECT À UNE INITIATIVE
POPULAIRE
DATE: 21.07.1998
LAURE DUPRAZ

01.01.89 - 01.01.19 11ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



prélevées sur les salaires, notamment pour l'AVS et l'AI. Cette proposition fait office de
contre-projet à l'initiative populaire énergie et environnement et pourrait servir de
fondement pour la réforme fiscale écologique envisagée par Kaspar Villiger. Le second
volet, contre-projet à l'initiative solaire, consiste en un second article constitutionnel
transitoire. Il stipule que pendant dix ans, 300 millions du produit de la taxe seront
destinés à la promotion de l'énergie solaire et de la biomasse, à l'entretien des
centrales hydrauliques et aux économies d'énergie. Les représentants de la Ceate ont
déclaré que leur projet était fiscalement neutre. Il n'augmentera pas la charge fiscale
globale de l'Etat puisqu'il réduira les ponctions salariales et qu'il encouragera de
manière acceptable les énergies renouvelables. Le taux de la taxe devrait faire
augmenter les prix des agents énergétiques non renouvelables de 10 à 15%. 22

Lors des procédures de consultation, le PDC, le PS et les Verts se sont déclarés
favorables aux deux projets qui permettront d'accompagner l'ouverture du marché de
l'électricité. Le PS a souhaité que l'article constitutionnel, en tant que base pour une
réforme fiscale écologique, soit traité de manière indépendante de l'arrêté du National.
Les Libéraux ont refusé clairement le projet de la Chambre du peuple. Ils se sont par
contre exprimés favorablement sur le premier volet du projet de la Ceate (taxe sur les
énergies non renouvelables pour réduire les cotisations sociales), mais ont rejeté le
second (article constitutionnel transitoire encourageant les énergies renouvelables). Le
PRD a rejeté le projet du Conseil national, mais il a soutenu celui de la Ceate. L'UDC a
refusé strictement toute taxe sur l'énergie, il a été très critique sur les deux projets. Le
Vorort a renvoyé catégoriquement le projet du National à l'instar de celui de la Ceate
avec toutefois un bémol, puisqu'il a accepté les discussions au sujet d'un projet de
réforme fiscale écologique. L'Union des centrales suisses d'électricité (UCS) s'est
opposée aux deux projets. Finalement, la Fondation Suisse de l'Energie a soutenu le
projet du National et encouragé à long terme l'élaboration d'une réforme fiscale
écologique. 23
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Au cours de l’année 1999, la question d’une taxe énergétique a sans nul doute
constitué l’élément le plus controversé et le plus complexe des débats parlementaires
dans le domaine énergétique. Les partisans (gauche, écologistes, cantons de montagne)
et détracteurs (UDC, organisations économiques) de la taxe ont multiplié les
interventions pour faire basculer l’opinion des députés en leur faveur. Les deux
Chambres ont par ailleurs peiné à trouver un terrain d’entente sur le sujet; une
conférence de conciliation a eu finalement raison de leurs désaccords.
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En janvier, le Conseil fédéral, dans une lettre adressée à la Ceate du Conseil des Etats,
s’est prononcé sur le projet de taxation énergétique de cette dernière. La Ceate avait
proposé en 1998 d’agir en deux étapes: premièrement, une taxe incitative de 0.2
centime par kilowattheure (disposition constitutionnelle transitoire) sur les énergies
non renouvelables serait introduite; dans un second temps ce prélèvement se
transformerait en taxe financière (norme constitutionnelle fondamentale) dont les
recettes serviraient prioritairement à réduire les charges salariales. L’exécutif s’est
engagé pour l’introduction rapide d’une telle taxe incitative sur l’énergie comme
solution transitoire vers le nouveau régime des finances fédérales et pour faire pièce
aux deux initiatives populaires pendantes («énergie-environnement» et «solaire»). Il a
soutenu une taxe incitative limitée dans le temps, d’un montant se situant entre 0.2 et
0.3 ct/kWh. Il a toutefois laissé ouverte la question de l’affectation du produit de la
taxe, mais n’a pas exclu une indemnisation des investissements non-amortissables (INA)
des centrales hydrauliques. 24
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A la session de printemps, le Conseil des Etats a traité le projet de taxe sur l’énergie
(ATE) et développé les deux articles constitutionnels faisant office respectivement de
contre-projets directs aux initiatives «énergie et environnement» et «solaire». Le
premier consiste en un article constitutionnel fondamental en vue d’une réforme
fiscale écologique, le second en une disposition constitutionnelle transitoire pour une
taxe d’incitation de 0.2 ct/kWh.

Premier volet du débat, le contre-projet direct à l’initiative «énergie et
environnement» prévoit l’introduction d’une norme fondamentale dans la Constitution

CONTRE-PROJET DIRECT À UNE INITIATIVE
POPULAIRE
DATE: 17.03.1999
LAURE DUPRAZ

01.01.89 - 01.01.19 12ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



permettant de prélever une taxe particulière sur les agents énergétiques non
renouvelables. Le produit de la taxe devra décharger les milieux économiques d’une
partie des charges salariales annexes obligatoires. La taxe sera fixée en tenant compte
de l’effet des différents agents énergétiques sur l’environnement et le climat, ainsi que
d’autres taxes déjà imposées à ces agents. Des exceptions sont prévues pour des
modes de production nécessitant une grande consommation d’énergie non
renouvelable. La taxe devra tenir compte de la capacité concurrentielle de l’économie
et sera introduite par étapes. Dans le vote sur l’ensemble, cette nouvelle disposition a
été approuvée à l’unanimité. Le Conseil des Etats a recommandé de rejeter l’initiative
populaire et d’approuver le contre-projet qui permettrait, dès 2004, de prélever entre
CHF 2.5 et 3 milliards par année afin de diminuer les coûts du travail.

Second volet du débat, le contre-projet direct à l’initiative «solaire» se présente sous la
forme d’une disposition constitutionnelle transitoire prévoyant l’introduction d’une
taxe d’encouragement aux énergies renouvelables. Deux propositions UDC et radicale,
demandant de supprimer la nouvelle disposition, ont été rejetées par 24 voix contre 11.
La question du montant de la taxe fut au centre des débats. Au sein même des partis,
les représentants ne sont pas parvenus à parler d’une voix unique. A l‘UDC, on oscillait
entre un rejet et 0.2 ct/kWh; au PRD, entre le rejet, 0.2 et 0.6 ct/kWh; au PDC, entre
0.4 et 0.6 ct/kWh; et au PS entre 0.4 et 0.6 ct/kWh. La majorité de la commission
proposa une taxe de 0.2 ct/kWh sur les énergies non renouvelables. Une minorité,
essentiellement PDC, souhaita la porter à 0.4 ct/kWh. Les députés Maissen (pdc, GR),
puis Bloetzer (pdc, VS) demandèrent 0.6 ct/kWh, craignant qu’avec un niveau trop bas,
l’effet d’encouragement soit nul. Les partisans d’une taxe élevée, dont les
représentants des cantons de montagne, ont insisté sur la nécessité de soutenir les
centrales hydrauliques en vue de l’ouverture prochaine du marché de l’électricité. Ils
ont également réclamé une prise en charge des INA. Toutefois, les sénateurs ont
préféré une taxe de 0.2 ct/kWh (contre 0.4 ct/kWh), par 25 voix contre 14.
Avec une telle taxe, les revenus ont été estimés à CHF 300 millions en moyenne par
année. Elle sera affectée à l’encouragement des énergies renouvelables (solaire, bois,
biomasse), au soutien d’une utilisation rationnelle de l’énergie, ainsi qu’au maintien et
au renouvellement des centrales hydrauliques indigènes. Au moins un quart du produit
ira à chacune des affectations. La taxe d’encouragement sera remplacée par la
redevance particulière (norme constitutionnelle), pour autant que le peuple et les
cantons l’acceptent. La validité de la taxe a été limitée à fin 2010, avec une prolongation
possible de cinq ans minimum, au moyen d’un arrêté fédéral soumis au référendum.
Finalement, le délai fixé pour l’examen des initiatives «énergie et environnement» et
«solaire» a été prorogé d’une année, soit jusqu’au 20 mars 2000. Au vote sur
l’ensemble, les sénateurs ont accepté le contre-projet à l’unanimité.

Après avoir approuvé les dispositions constitutionnelles transitoires, la petite Chambre
s’est prononcée sur la législation d’exécution s’y rapportant, soit sur l’ATE. L’entrée en
matière a été décidée sans opposition. La question de l’amortissement des INA a été
renvoyée dans le cadre de la loi sur l’ouverture du marché de l’électricité. Les sénateurs
se sont conformés en tous points au projet de leur commission. Au vote sur l’ensemble,
le projet a été approuvé par 31 voix contre 1. La Chambre haute n’a pas traité l’ancien
arrêté concernant une taxe écologique sur l’énergie (loi sur l’énergie) du Conseil
national, ayant proposé et voté son propre projet. Au cours de la même session, le
Conseil national a à son tour accepté de proroger d’une année le délai fixé pour
l’examen des initiatives populaires «énergie et environnement» et «solaire». 25

Lors de la session d’été, le Conseil national s’est penché sur le paquet énergétique
conçu par le Conseil des Etats. Un débat fleuve a précédé l’entrée en matière sur les
deux contre-projets directs aux initiatives populaires. Le National s’est finalement rallié
à la stratégie en deux étapes mise au point par le Conseil des Etats (taxe d’incitation
d’abord, impôt écologique ensuite).
Dans l’examen de détail concernant la norme fondamentale constitutionnelle, les
députés ont accepté que le produit de la taxe soit utilisé pour alléger les primes
d’assurances sociales obligatoires, par 83 voix contre 64. L’objectif était de réduire les
primes de l’assurance-maladie et ainsi de procéder à une redistribution à chaque
citoyen, ce que ne permettait pas la version des Etats. Le taux de la taxe sera fixé en
fonction de l’efficience énergétique et des autres taxes qui grèvent déjà ces agents
énergétiques (les Etats souhaitaient que le taux dépende des effets des agents
énergétiques sur l’environnement et le climat). Les représentants du peuple ont fixé,
par 95 voix contre 75, un taux maximal de perception de la taxe à 2.0 ct/kWh, malgré
une levée de boucliers des socialistes et des Verts qui estimaient qu’une telle limitation

CONTRE-PROJET DIRECT À UNE INITIATIVE
POPULAIRE
DATE: 02.06.1999
LAURE DUPRAZ

01.01.89 - 01.01.19 13ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



allait à l’encontre d’une réelle réforme fiscale écologique. Le PRD et le PDC ont soutenu
ce nouvel amendement. Moritz Leuenberger jugea que la limitation contredisait l’effet
incitatif de la taxe. Une minorité (UDC et radicale) souhaitait le rejet de l’initiative sans
proposer de contre-projet; une autre minorité (PS et Verts) demanda l’approbation de
l’initiative populaire. Au vote sur l’ensemble, le contre-projet a finalement été approuvé
par 108 voix contre 61. 
Concernant les dispositions constitutionnelles transitoires, le cœur du débat fut à
nouveau constitué par la hauteur de la taxe. Les conseillers nationaux ont suivi la
majorité de la commission en fixant la taxe à 0.6 ct/kWh contre l’avis de minorités
préconisant un niveau moins élevé. Les députés ont préféré 0.6 ct/kWh à 0.4 ct/kWh,
par 80 voix (majorité socialiste, verte, quelques radicaux et démocrates-chrétiens)
contre 44 (majorité démocrate-chrétienne, puis UDC) et 43 abstentions (majorité
radicale, puis UDC). Avec 0.6 ct/kWh, la taxe rapportera en moyenne annuelle CHF 900
millions. Des aides financières pour encourager l’utilisation des agents renouvelables et
l’utilisation rationnelle de l’énergie pourront être versées à l’étranger. En outre, la
durée de validité de la taxe sera limitée à 20 ans. Les députés ont également biffé un
article stipulant que l’exécutif pouvait abroger la taxe de soutien avant terme ou la
réduire si la situation sur le marché de l’énergie rendait les mesures prévues
superflues. Le rejet de l’initiative populaire et l’approbation du contre-projet ont été
recommandés par 91 voix contre 64. 
Les députés se sont ensuite penchés sur le texte d’application des dispositions
constitutionnelles transitoires (ATE). Ils ont accepté, par 94 voix contre 61, l’entrée en
matière contre l’avis d’une minorité de la commission (UDC-PRD). Concernant
l’affectation du produit de la taxe, l’énergie éolienne a été introduite dans les énergies
renouvelables à encourager, alors que l’énergie à la chaleur ambiante a été supprimée.
La Ceate a souhaité, dans certains cas exceptionnels désignés par l’exécutif, que des
prêts puissent être accordés à des centrales hydrauliques suisses ne pouvant pas
temporairement amortir leurs INA, en raison de l’ouverture du marché de l’électricité.
La Confédération n’accordera une aide financière qu’à partir d’un montant des coûts
imputables de 5000 francs (1000 francs pour la version des Etats). Les bénéficiaires de
prêts devront fournir des garanties. La Confédération et les cantons adopteront
conjointement un programme d’encouragement. En cas de résultat excédentaire, les
bénéficiaires d’aides financières ou de prêts pourront être sollicités pour une
contribution non remboursable au fonds. Aussi, les prêts et emprunts pour des
centrales hydrauliques devront être remboursés au fonds dès que leur situation
financière le permettra. La Confédération pourra financer des organisations privées
garantes de projets de financement de tiers sous forme de capital initial ou de
cautionnements. En outre, elle pourra verser aux cantons des contributions globales
annuelles pour soutenir des mesures directes ou indirectes prévues par le programme
d’encouragement. Le présent arrêté sera valable au plus tard pendant 20 ans. Le
National a ensuite renoncé à son ancien arrêté concernant une taxe écologique sur
l’énergie en raison du nouveau projet proposé par la petite Chambre. 26

Le projet est retourné au Conseil des Etats lors de la session d’automne. Au sujet de la
norme fondamentale, les sénateurs ont maintenu une ultime divergence: le produit de
la taxe sera destiné uniquement à décharger l’économie d’une partie des charges
salariales annexes obligatoires.
Concernant les dispositions constitutionnelles transitoires, les sénateurs ont suivi la
minorité de la Ceate en maintenant la taxe à 0.2 centime par kWh, par 22 voix contre 16.
La majorité de la commission proposait 0.4 ct/kWh. Ils ont en outre maintenu la durée
de validité de la taxe à fin 2010, retardable de cinq ans. Une troisième divergence a été
introduite: l’exécutif pourra prévoir, pour les entreprises grandes consommatrices
d’énergie, d’abroger la taxe avant terme ou de la réduire si la situation sur le marché de
l’énergie rend superflues les mesures prévues pour encourager l’utilisation des agents
renouvelables et l’utilisation rationnelle de l’énergie. Cette proposition Hess (prd, OW)
a été acceptée par 20 voix contre 17. 
Dans l’ATE, la Chambre des cantons a procédé à quelques modifications de détail. Puis,
les sénateurs ont supprimé l’énergie éolienne des énergies renouvelables à encourager,
et ils ont réintroduit l’énergie à chaleur ambiante. Par 19 voix contre 18, la petite
Chambre s’est ralliée au National concernant la possibilité d’accorder des prêts aux
propriétaires de centrales hydrauliques temporairement incapables de procéder aux
amortissements requis. Ils ont également ramené à CHF 3000 le montant minimum des
coûts imputables d’un projet pour que la Confédération puisse accorder une aide
financière. Ils ont supprimé la disposition stipulant qu’en cas de résultat positif, les
bénéficiaires d’aides financières pourront être sollicités pour une contribution non
remboursable au fonds. En outre, les contributions globales que la Confédération peut
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verser aux cantons seront calculées selon l’efficacité des mesures. Les aides financières
versées à l’étranger ne seront pas limitées à 60 % des coûts imputables. L’arrêté sera
limité au plus tard à 15 ans. 27

A la session d’automne, le Conseil national s’est à nouveau prononcé sur le paquet
énergétique. Dans la norme constitutionnelle fondamentale, il a accepté d’affecter la
taxe aux charges salariales annexes obligatoires. Mais il a souhaité une autre forme de
restitution pour les personnes ne disposant d’aucun salaire. Concernant les
dispositions constitutionnelles transitoires, le National a maintenu la taxe à 0.6 ct/kWh,
contre la majorité de la Ceate qui proposait 0.4 ct/kWh, par 85 voix contre 45 et 51
abstentions. La durée de validité de l’arrêté a été maintenue à 20 ans. En outre, les
députés se sont ralliés à une proposition initiale des Etats: l’exécutif pourra abroger la
taxe de soutien avant terme ou la réduire si la situation sur le marché de l’énergie
rendait les mesures prévues superflues. Concernant l’ATE, l’exécutif pourra prévoir des
exceptions en faveur des entreprises grosses consommatrices d’énergie qui n’auraient
pas droit à la restitution de la taxe pour des motifs de production de biens utilisant des
méthodes tributaires de grandes quantités d’énergie. La possibilité de solliciter les
entreprises bénéficiaires pour verser une contribution non remboursable au fonds
spécial a été maintenue. Enfin, la validité maximum de l’arrêté est restée à 20 ans. 28
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Par la suite, le Conseil des Etats n’a cédé ni sur l’utilisation du produit de la taxe, ni
sur sa hauteur, soit 0,2 ct/kWh. Il n’a pas bougé non plus sur la limitation du
prélèvement de la taxe incitative. L’ATE prévoit donc une taxe de 0.2 ct/kWh avec un
délai maximum de 15 ans. 29

CONTRE-PROJET DIRECT À UNE INITIATIVE
POPULAIRE
DATE: 30.09.1999
LAURE DUPRAZ

Lors du dernier round de la navette, le Conseil national a maintenu sa version
concernant l’utilisation du produit de la taxe, par 98 voix contre 62 et selon la
proposition de la majorité de la Ceate. Pour le second arrêté, les députés ont accepté
de descendre à 0,4 ct/kWh, par 100 voix contre 66. La Chambre basse a proposé une
durée de perception de 12 ans avec une possibilité de prolongement de 8 ans (20 ans
au total). Dans l’ATE, on en reste donc à 0.4 ct/kWh avec une validité de 20 ans. 30
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Les deux Chambres, ne trouvant pas de compromis, ont nécessité une conférence de
conciliation. Celle-ci leur a proposé une taxe énergétique de 0.3 ct/kWh rapportant
CHF 450 millions annuellement. Pour la durée de validité de la taxe, la conférence a
proposé de se rallier à la version de la petite Chambre (15 ans maximum). Concernant la
norme constitutionnelle, le produit de la taxe sera exclusivement utilisé pour alléger les
charges salariales annexes. Le Conseil des Etats a accepté une taxe à 0.3 ct/kWh, par 23
voix contre 18; la grande Chambre par 110 voix contre 52. Les conseillers nationaux ont
approuvé l’affectation du produit de la taxe, par 122 voix contre 34. 31
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Dans les votes finaux, les Chambres ont adopté l’ensemble du projet. Au Conseil
national, les groupes PS et PDC ont soutenu le projet d’ensemble à l’opposé des
groupes UDC, PdL, d’une majorité du PRD et des Verts. Ces derniers ont estimé que
leur projet de réforme écologique avait été tué dans l’œuf. Le contre-projet à
l’initiative «énergie et environnement» a été approuvé par 124 voix contre 59 au
National, et par 41 voix contre 3 au Conseil des Etats. Le contre-projet à l’initiative
«solaire» a été accepté par 125 voix contre 63 au National, et par 30 voix contre 10 au
Conseil des Etats. Finalement, l’ATE a recueilli 123 voix contre 67 à la Chambre basse, et
26 voix contre 19 à la Chambre haute.

Ici vous trouverez l'article sur la votation. 32

CONTRE-PROJET DIRECT À UNE INITIATIVE
POPULAIRE
DATE: 08.10.1999
LAURE DUPRAZ

01.01.89 - 01.01.19 15ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



Transports et communications

Politique des transports

Anfang 2011 gab der Bundesrat bekannt, die geplante Vorlage zur Finanzierung und zum
Ausbau der Bahninfrastruktur FABI als Gegenentwurf zur VCS-Initiative „Für den
Öffentlichen Verkehr“ ausgestalten zu wollen. Ende März gab er die FABI-Vorlage in die
Vernehmlassung. Kernstück bildet der sogenannte Bahninfrastrukturfonds BIF, der
künftig Betrieb, Unterhalt und Ausbau des Bahn- und Agglomerationsverkehrs finanziell
tragen soll. Dazu sollten der FinöV-Fonds (Neat- und ZEB-Projekte, Anschlüsse ans
europäische Hochgeschwindigkeitsnetz HGV, Lärmschutz) und die bisherigen über
Leistungsvereinbarungen mit den SBB bzw. Rahmenkredite fliessenden allgemeinen
Bundesmittel für den öffentlichen Verkehr in den BIF überführt werden. Zur Deckung
des geschätzten Mehrbedarfs von knapp CHF 1 Mrd. jährlich für den Unterhalt und den
Ausbau der Schieneninfrastruktur von SBB und Privatbahnen bis 2030 sollen neue
Finanzierungsquellen erschlossen werden. Diskutiert wurden Kantonsbeiträge,
Mehreinnahmen bei der direkten Bundessteuer über eine Pauschalierung bzw.
Plafonierung des Fahrkostenabzugs für Auto- und Bahnpendler sowie die weitere
Erhöhung der Trassenpreise. In der Vernehmlassung wurde v.a. die geplante
Plafonierung des Fahrkostenabzugs auf der Höhe eines Jahresabonnements im
Agglomerationsverkehr (bei CHF 800) sowie die dauerhafte Übertragung des
Mineralölsteueranteils von 25% aus dem FinöV-Fonds in den BIF und damit die
Perpetuierung der Querfinanzierung Strasse-Schiene kritisiert. In der Presse fand
zudem die zu erwartende Verteuerung der Bahntarife breite Resonanz. (Zur Einsetzung
der interdepartementalen Arbeitsgruppe (UVEK, EFD) zur Finanzierung der
Bahninfrastruktur Fibi Ende 2009 siehe hier.) 33

CONTRE-PROJET DIRECT À UNE INITIATIVE
POPULAIRE
DATE: 03.11.2011
SUZANNE SCHÄR

Mit der Institutionalisierung des BIF im Rahmen der FABI-Vorlage soll die bestehende
Mittel- und Langfristplanung im öffentlichen Verkehr angepasst werden. Im Grundsatz
ergeben sich die Abkehr von eigentlichen Grossprojekten und eine rollende, an die
jeweilige Finanzkraft des BIF angepasste Planung, v.a. des Infrastrukturausbaus in Vier-
bis Achtjahresschritten. Auf Vorschlag der Arbeitsgruppe Fibi (Finanzierung
Bahninfrastruktur: Uvek und EFD) soll das bisherige Planungsinstrument Bahn 2030
durch das strategische Entwicklungsprogramm Bahninfrastruktur STEP abgelöst
werden. Es deckt derzeit den Zeithorizont bis in die Jahrhundertmitte ab und sieht
Investitionen von knapp CHF 43 Mrd. vor. Es konzentriert sich auf den Kapazitätsausbau
bei den Bahnhöfen (Knotensystem), in den Zügen (Erhöhung Sitzplatzangebot) und auf
der Schiene (Halbstundentakt als Regel, Viertelstundentakt auf stark frequentierten
Strecken und im Agglomerationsverkehr). In der FABI-Vorlage schlägt der Bundesrat
dem Parlament in Ergänzung zu und abgestimmt mit den bereits im Rahmen von ZEB
beschlossenen Infrastrukturmassnahmen, die Realisierung weiterer Projekte zum
Kapazitätsausbau im Umfang von CHF 3,5 Mrd. vor. Mit dem sogenannten Ausbauschritt
2025 soll auf den Strecken Locarno–Lugano, Zürich–Chur, Zürich–Lugano und
Bern–Luzern der Halbstundentakt eingeführt, die v.a. den Güterverkehr
beeinträchtigende eingleisige Streckenführung zwischen Ligerz und Twann beseitigt,
die Publikumsanlagen in den Bahnhöfen verbessert und Infrastrukturinvestitionen der
Privatbahnen unterstützt werden. Die im ZEB-Gesetz (ZEBG) festgelegten
Verbesserungen auf der Ost–Westachse in den Räumen Lausanne/Genf, Bern und Basel
sollen mit Ausnahme des Chestenbergtunnels realisiert werden. Sein Bau soll
zurückgestellt werden und die nötigen Mittel zum Einsatz längerer Doppelstockzüge auf
der stark belasteten Achse Genf−Winterthur freimachen. Um den immensen
Investitionsbedarf zu bewältigen, soll das FinöV-Viertel aus der Mineralölsteuer bis
2030 auch für den BIF beibehalten werden. Die Botschaft zur FABI-Vorlage ist auf
Anfang 2012 geplant. 34
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In seiner Botschaft zur Volksinitiative „Für den öffentlichen Verkehr“ und zum direkten
Gegenentwurf (Bundesbeschluss über Finanzierung und Ausbau der
Eisenbahninfrastruktur FABI) vom Januar 2012 beantragte der Bundesrat dem
Parlament, die Volksinitiative Volk und Ständen zur Ablehnung und den direkten
Gegenentwurf zur Annahme zu empfehlen. Der Bundesrat wies in der Botschaft auf die
Finanzierungslücke von bis zu CHF 500 Mio. pro Jahr hin, welche durch den
notwendigen Ausbau, die Inbetriebnahme von neuen Projekten (Durchmesserlinie
Zürich, NEAT Gotthard und Ceneri, CEVA (Cornavin-Eaux-Vives-Annemasse) Genf)
sowie durch den Unterhalt der immer stärker belasteten Infrastruktur anfalle. Neue
Ausbauvorhaben wurden auf weitere CHF 500 Mio. pro Jahr geschätzt und der
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mittelfristige finanzielle Bedarf auf rund CHF eine Milliarde pro Jahr veranschlagt.
Zudem verursachten Verzinsung und Rückzahlung des FinöV-Fonds ab 2019 jährlich
Kosten von CHF 600-700 Mio. Der befristete FinöV-Fonds solle in den neuen,
unbefristeten Bahninfrastrukturfonds BIF überführt werden. Der BIF solle künftig
Betrieb, Unterhalt und Ausbau des Bahn- und Agglomerationsverkehrs finanziell tragen.
Zu den Finanzierungsinstrumenten des BIF gehören die Quellen des FinöV (zwei Drittel
der LSVA-Erträge, ein Mehrwertsteuerpromille sowie befristete Mittel aus der
Mineralölsteuer), die ordentlichen Mittel des Bundeshaushalts für Betrieb und
Erhaltung der Bahninfrastruktur sowie drei neue Instrumente: Mehreinnahmen aus der
direkten Bundessteuer (aus dem verkleinerten Fahrkostenabzug), Mittel aus der
Erhöhung der Trassenpreise und eine Neuregelung der Zuständigkeiten zwischen Bund
und Kantonen, welche die Kantone zur Finanzierung der Publikumsanlagen der Bahn
verpflichtet. Auch das strategische Entwicklungsprogramm Bahninfrastruktur „STEP“
war Teil der bundesrätlichen Botschaft. Akzente in der Langfristperspektive setzte der
Bundesrat mit der Kapazitätssteigerung bei Schiene, Zügen und Bahnhöfen. Im
Personenverkehr soll auf Strecken mit grosser Nachfrage der Viertelstundentakt
eingeführt und der Güterverkehr gestärkt werden. STEP soll in mehreren
Ausbauschritten erfolgen, wobei der Bundesrat diese dem Parlament alle vier oder acht
Jahre unterbreiten will. Der Ausbauschritt 2025 beinhaltet die Einführung des
Halbstundentaktes auf den Strecken Locarno–Lugano, Zürich–Chur, Zürich–Lugano und
Bern–Luzern, den Ausbau der letzten eingleisigen Strecke für den Güterverkehr (Ligerz-
Twann), sowie Massnahmen und Investitionen in betriebsnotwendige Anlagen bei
Privatbahnen und auf dem gesamten Eisenbahnnetz. Die Diskussion der Vorlage wurde
im November des Berichtjahres im Ständerat aufgenommen. Anfang Dezember 2012
fasste der Ständerat sowohl im Entwurf 2 (direkter Gegenentwurf zur Volksinitiative
„Für den öffentlichen Verkehr“) als auch in den Entwürfen 3 (FABI) und 4 (Ausbauschritt
2025 der Eisenbahninfrastruktur) vom Entwurf des Bundesrates abweichende
Beschlüsse. Der Ständerat folgte geschlossen seiner Kommission, welche aus taktischen
Gründen so viele weitere Projekte aufnahm, dass das Investitionsvolumen mit CHF 6,4
Mrd. fast doppelt so hoch ausfiel, wie vom Bundesrat vorgesehen (CHF 3,5 Mrd.).
Eingang in das Ausbaupaket fand im Ständerat die erste Etappe des sogenannten Bahn-
Y (Bodensee-Rheintal-Verbindung bis Chur), was die Verbindung St. Gallen-Chur
verbessern soll. Das Bahn-Y war von den St. Galler Standesvertretern Rechsteiner (sp)
und Keller-Sutter (fdp) lanciert und mit geschicktem Lobbying in die Vorlage
eingebracht worden. Da das Programm des Bundesrates den überwiegenden Teil der
Investitionen in der Westschweiz bzw. im westlichen Mittelland vorsah, verbündeten
sich die Ostschweizer Kantone, um mit dem Bahn-Y auch vom Ausbauprogramm zu
profitieren. Folgende weiteren Projekte wurden vom Ständerat aufgenommen: Ein
drittes Gleis zwischen Gümligen und Münsingen, der Ausbau des Bahnhofs Genf
Cornavin, eine Überwerfung im Knotenpunkt Pratteln, Massnahmen zur
Reisezeitverkürzung zwischen Bern und Lausanne sowie Ausbauten in Aarau. Um die
Nordwestschweiz, Zürich und Luzern ins Boot zu holen, sah der Ständerat CHF 300 Mio.
für Projektierungsarbeiten für den Brüttenertunnel (Zürich), den dritten Jura-
Durchstich (Nordwestschweiz) und den Luzerner Tiefbahnhof vor. Nach dem Entscheid
des Ständerates kommentierten kritische Stimmen in den Medien, das Paket sei
überladen und bringe langfristig untragbare Unterhaltskosten mit sich. Der Nationalrat
wird die Vorlage 2013 behandeln. Beide Räte verlängerten zudem die Behandlungsfrist
der VCS-Initiative um ein Jahr (bis März 2014).

Nachdem der Ständerat den Bundesbeschluss über Finanzierung und Ausbau der
Eisenbahninfrastruktur FABI im Dezember 2012 um mehrere Ausbauprojekte ergänzt
und mittels eines zusätzlichen Mehrwertsteuerpromilles auf CHF 6,4 Mrd. aufgestockt
hatte, kam das Geschäft im Juni des Berichtjahres in den Nationalrat. Umstritten war
vor allem der plafonierte Fahrkostenabzug. Der Mehrheitsantrag wollte dem
ständerätlichen Vorschlag von einem Pauschalabzug von CHF 3'000 zustimmen. Eine
Minderheit Candinas (cvp, GR) wollte den Fahrkostenabzug dem Preis eines 2.-Klass-
Generalabonnements gleichsetzen. Eine Minderheit Quadri (lega, TI) lehnte eine
Plafonierung des Fahrkostenabzugs generell ab, da sie jene benachteilige, die auf das
Auto angewiesen seien. Eine Minderheit Grossen (glp, BE) forderte dagegen eine
komplette Abschaffung des Fahrkostenabzugs, da dies ein falscher Anreiz des Staates
sei. Ein Antrag Daniel Fässler (cvp, AI) verlangte einen Maximalbetrag von zehntausend
Franken, während die ersten zweitausend nicht abzugsberechtigt wären. Alle
Minderheits- und Einzelanträge konnten in der Abstimmung nicht gegen den
Mehrheitsantrag bestehen. Eine Minderheit Huber (fdp, UR) versuchte erfolglos, die
vom Ständerat aufgenommene Mehrwertsteuer-Erhöhung zu verhindern. Der
Nationalrat folgte dem Mehrheitsantrag für Bestätigung der Änderung der kleinen
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Kammer mit 125 zu 65 Stimmen. Bei der Vorlage zum Bundesgesetz über die
Finanzierung und den Ausbau der Eisenbahninfrastruktur nahm der Nationalrat mit 124
zu 65 Stimmen den Antrag Fluri (fdp, SO) an, welcher forderte, dass ab 2019 die Hälfte
der gesprochenen Mitteln aus Schwerverkehrsabgabe und zweckgebundener
Verbrauchssteuer bis zur vollständigen Rückzahlung der Bevorschussung zur Verzinsung
und Rückzahlung verwendet werden. Zum Ausbauschritt 2025 gab es im Nationalrat
drei Anträge: Eine Minderheit Quadri (lega, TI) forderte die Aufnahme von
Planungsarbeiten zur Umfahrung von Bellinzona. Eine Minderheit Huber (fdp, UR) wollte
den ursprünglichen, deutlich kleineren Ausbauschritt des Bundesrates jenem des
Ständerates vorziehen. Eine Minderheit Hurter (svp, SH) bat darum, die Elektrifizierung
und den Ausbau der Hochrheinbahn in den ersten Ausbauschritt aufzunehmen. Der
Nationalrat folgte allerdings in allen Abstimmungen deutlich der Kommissionsmehrheit,
welche die Vorlage des Ständerates übernehmen wollte. Ein Antrag Fluri (fdp, SO),
welcher eine Verknüpfung aller Teile des FABI-Geschäfts verlangte, damit keine
Unsicherheiten bezüglich der Referendumsfrist auftreten können, wurde vom Rat mit
142 zu 36 Stimmen angenommen. Beim Bundesbeschluss über den Verpflichtungskredit
für den Ausbauschritt 2025 zog der Rat den Mehrheitsantrag (Zustimmung zum
Beschluss des Ständerates) dem Minderheitsantrag Huber (fdp, UR; Zustimmung zum
Entwurf des Bundesrates) mit 142 zu 41 Stimmen vor. Einer Minderheit Thomas Hurter
(svp, SH) gelang es, den Ausbau der Hochrheinbahn durch die Hintertüre einzubringen:
Der Nationalrat stimmte der von der Minderheit Hurter beantragten Änderung des
Bundesbeschlusses vom 8. März 2005 über den Verpflichtungskredit für die erste Phase
des HGV-Anschlusses mit 102 zu 82 Stimmen zu, erhöhte dort nachträglich den Kredit
um CHF 100 Mio. auf CHF 1'190 Mio. und führte die Verbindung Schaffhausen-Basel im
Bundesbeschluss auf. Mehrere Minderheitsanträge fanden keine Zustimmung, darunter
etwa der Antrag Regazzi (cvp, TI), welcher auch die Seilbahnen und den
Schienengüterverkehr in die langfristige Angebots- und Infrastrukturentwicklung
einbeziehen wollte, der Antrag Huber (fdp, UR), welcher eine Befristung des
Bahninfrastrukturfonds bis 2030 beabsichtigte oder der Antrag Quadri (lega, TI),
welcher ein Mitspracherecht der Gemeinden in Artikel 48b und 48d des
Eisenbahngesetzes festschreiben wollte. Keine Zustimmung fand auch die Minderheit II
Candinas (cvp, GR), welche wie der Ständerat die finanzielle Beteiligung der Kantone
über die Zuständigkeit für die Publikumsanlagen regeln wollte. Die
Finanzdirektorenkonferenz der Kantone hatte sich explizit für diese Lösung
ausgesprochen und Bundes- und Ständerat unterstützten diese Regelung. Der Antrag
Candinas wurde mit 142 zu 41 Stimmen verworfen. Der Nationalrat nahm alle Entwürfe
in den Gesamtabstimmungen deutlich an, worauf die Vorlage zur Differenzbereinigung
zurück an den Ständerat ging. In der kleinen Kammer sorgten nur zwei Differenzen für
Diskussionen: Zum Einen die Kantonsbeteiligung an der Finanzierung, welche gemäss
Nationalrat pauschal über die Bestellungen an den Regionalverkehr aufgeschlüsselt
werden sollte, zum Anderen die Änderung des HGV-Anschluss-Gesetzes zwecks
Aufnahme und Finanzierung der Elektrifizierung der Hochrheinstrecke. Die
Verkehrskommission des Ständerates beantragte bei der Kantonsbeteiligung die
Zustimmung zum Entwurf des Nationalrates. Ein Einzelantrag Engler (cvp, GR) forderte
Festhalten am bundesrätlichen Vorschlag der Finanzierungsbeteiligung der Kantone via
die Publikumsanlagen. Diese Lösung wurde nun entgegen der ersten Debatte als
kompliziert und unzweckmässig bezeichnet, zudem wurde das Risiko betont, dass
kleine und finanzschwache Kantone mit der Sanierung von grossen Bahnhöfen
überfordert wären. Der Ständerat schwenkte mit 32 zu 8 Stimmen auf die Linie des
Nationalrates ein. Während die Standesvertreter von Basel-Stadt, Basel-Landschaft und
Schaffhausen für die vom Nationalrat aufgenommene Änderung des HGV-Anschluss-
Gesetzes zur Elektrifizierung der Hochrheinstrecke argumentierten, mahnten kritische
Stimmen, dass das Projekt der Hochrheinbahn ein Ad-hoc-Projekt sei und keine
grundsätzliche Prüfung durchlaufen habe wie die anderen Projekte, welche als
Ausbauprojekte in FABI aufgenommen worden seien. Auch solle eine Investition auf
deutschem Boden mittels Staatsvertrag geregelt werden. Der Ständerat entschied mit
32 zu 5 Stimmen gegen die Minderheit Janiak (sp, BL), welche Zustimmung zum
Nationalrat beantragt hatte. Diese letzte Differenz wurde im Nationalrat am 17.Juni
verhandelt. Eine Mehrheit der Kommission forderte die Zustimmung zum Ständerat.
Eine Minderheit Thomas Hurter (svp, SH) forderte Festhalten an der Änderung des HGV-
Anschluss-Gesetzes. Hurter zog seinen Minderheitenantrag allerdings zurück, da sein
Postulat bezüglich der Hochrheinbahn in der Kommission auf grossmehrheitliche
Zustimmung gestossen war. Der Nationalrat schwenkte damit gemäss Mehrheitsantrag
auf die Linie des Ständerates ein und räumte die letzte Differenz zu diesem aus. In den
Schlussabstimmungen im Juni nahm der Ständerat die Vorlagen einstimmig an. Fast
zeitgleich folgte der Nationalrat der kleinen Kammer und führte damit die Vorlage gegen
die Nein-Stimmen einer Mehrheit der SVP-Fraktion zum Abschluss. Die Volksinitiative
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„Für den öffentlichen Verkehr“ wurde in der Folge zurückgezogen. Über die FABI
Vorlage wird im Februar 2014 an den Urnen befunden. 35

Trafic routier

Pour préparer son contre-projet, le Conseil fédéral s’est basé sur un document qui
analysait l’évolution de la charge de trafic sur l’ensemble du réseau routier d’ici à 2020.
Pour lui, les flux autour des agglomérations, ainsi que sur quelques tronçons
d’autoroute, poseront problème à l’avenir. Une ébauche du contre projet a été rendue
public en août, la version définitive est attendue pour le printemps 2002. Elle prévoit
d’aménager les tronçons autoroutiers les plus encombrés et de désengorger les axes
autour des grandes agglomérations. Le Gothard ne figure pas parmi les routes
surchargées. D’après l’étude, c’est essentiellement le trafic Nord-Sud des vacanciers
qui cause une cinquantaine de jours de congestion par an. Par conséquent, le
percement d’un deuxième tunnel ne se justifiait pas pour le Conseil fédéral. Son
contre-projet ambitionnait avant tout de cordonner le développement de la route et du
rail en respectant la politique suisse des transports modal du premier vers le second.
Toujours pour faire face à l’initiative, le Conseil fédéral proposait qu’un second article
constitutionnel soit inséré dans le projet de la nouvelle péréquation financière avec les
cantons, donnant à la Confédération une responsabilité en matière de trafic
d’agglomération. Sans attendre la portée de cette proposition, le Conseil fédéral a pris
deux mesures à court terme. Le crédit alloué aux entreprises de transport régional et
local passera de CHF 130 à 170 millions dès 2002, afin de leur permettre de faire face
aux investissements les plus importants. Les projets des transports publics en
agglomération seront, d’autre part, pris en compte dans la deuxième étape de Rail
2000, ainsi que dans la convention sur les prestations 2003-2006 conclue avec les CFF.
Il est à noter que sur la question du percement du Gothard, l’étude de l’Office fédéral
des routes (OFROU), commandée par la sous-commission des transports du Conseil
national pour l’application de l’initiative Giezendanner (99.421), aboutissait à un résultat
totalement opposé de la simulation prise en compte par le Conseil fédéral. Les mesures
prônées par la sous-commission l’étaient par conséquent aussi. Afin de pouvoir lancer
une consultation et rédiger un message pour le Conseil national, la sous-commission a
décidé de ne pas intégrer l’initiative parlementaire dans le débat à venir sur l’initiative
Avanti. Elle préférait distinguer les deux textes afin que le peuple puisse en priorité se
prononcer sur le principe de la construction d’un deuxième tunnel routier au Gothard
(initiative Giezendanner). Bien qu’il n’ait pas à intervenir à ce stade de la procédure,
Moritz Leuenberger a approuvé le choix de la sous-commission.
Seul le PS a manifesté son soutien à l’encontre du Conseil fédéral face à l’initiative
Avanti. L’UDC souhaitait clairement le deuxième tunnel routier sous le Gothard et
appuyait l’initiative. Le PRD était également favorable au Gothard bis, mais refusait
l’idée d’un vote séparé proposé par la sous-commission du Conseil national. Quant au
PDC, il demandait au Conseil fédéral d’examiner la compatibilité entre le second tube
routier et l’article sur la protection des Alpes. 36
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Le Conseil fédéral a rendu la version définitive de son contre-projet à l'initiative
Avanti. Les éléments de l'ébauche esquissée en 2001 ont été repris intégralement.
L'accent a été mis sur les problèmes posés par les trafics privé et public aux abords des
grandes villes, ainsi que sur des dispositions permettant d'augmenter la capacité
autoroutière sur les tronçons les plus encombrés de l'A1 entre Genève et Lausanne d'un
côté, et entre Berne et Zurich de l'autre. Sur ce dernier point, le Conseil fédéral
donnait raison aux initiants. Le contre-projet rejetait la construction d'une nouvelle
galerie routière au Gothard. Elle contrevenait à l'article constitutionnel sur la
protection des Alpes, adopté en votation populaire en 1994. De plus, aux yeux du
Conseil fédéral, celle-ci mettait en péril la rentabilité des NLFA et affaiblissait le
transfert du transit alpin sur le rail. Les dispositions transitoires du contre-projet
précisaient en outre que le Conseil fédéral présentera un an après l'acceptation de ce
nouvel article constitutionnel, un programme destiné à accroître la capacité du réseau
des routes nationales et à améliorer la fluidité du trafic dans les zones urbaines. Le
programme sera conçu de manière à ce que les projets urgents puissent être mis à
l'enquête publique au plus tard huit ans après l'acceptation dudit article. Les
principaux problèmes de circulation se posaient dans les agglomérations de Bâle,
Berne, Genève, Lausanne, Lucerne, Lugano, Saint-Gall, Winterthour et Zurich, ainsi que
sur certains tronçons de l'axe est-ouest du réseau des routes nationales. Les tronçons
critiques seront examinés de concert avec les cantons. Ensuite, il s'agira de décider
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dans quelle mesure les problèmes seront résolus par des investissements en faveur du
rail ou de la route. Le financement de ces mesures dépendra du sort réservé à la
modification constitutionnelle présentée dans le cadre de la réforme de la péréquation
financière et de la répartition des tâches entre la Confédération et les cantons. Elle
permettrait d'investir les recettes du produit de l'impôt sur les huiles minérales et de la
vignette autoroutière dans les projets ferroviaires et routiers dans les agglomérations. 37

Se penchant sur l'initiative Avanti, la CTT-CN a proposé au terme d'un vote serré (14 à
11) un contre-projet qui englobait toutes les revendications d'Avanti (doublement du
Gothard et extension à six pistes de l'A1) et allait même plus loin que le texte des milieux
routiers. Les membres de la commission y ont en effet intégré le financement du trafic
dans les villes et dans les agglomérations que le gouvernement proposait en charge. Et
en prime, ils ont ajouté la création d'un fonds routier juridiquement autonome. Celui-
ci serait financé par le transfert des recettes des taxes sur les carburants – CHF 3,7
milliards étaient à disposition. Le fonds, limité dans le temps, et ne serait pas soumis au
principe du frein à l'endettement. L'idée d'un tel fonds était d'assurer un financement
aux travaux prévus. Concernant l'initiative des Alpes, la commission maintenait le texte,
mais une exception était faite à l'interdiction d'augmenter la capacité des routes
alpines de transit: elle touchait la construction de voies de circulation supplémentaires
entre Erstfeld et Airolo (Gothard). Réagissant, la gauche et les associations
environnementales ont fait part de leur opposition. Kaspar Villiger en a fait de même
quant à un éventuel transfert des taxes de carburant au fonds routier. En votation, le
Conseil national a accepté par 94 voix contre 83 et 7 abstentions le contre-projet de la
CTT-CN et repoussé l'initiative Avanti. L'UDC, le PRD et le PL ont été les artisans de la
victoire du contre-projet, au grand dam du PS et des Verts. Le PDC a tenté de proposer
une solution médiane au doublement du Gothard: il demandait de ne pas inscrire le
deuxième tunnel directement dans le contre-projet, mais de préciser qu'il fallait quand
même en prévoir la planification. Cette proposition a été rejetée par 87 voix contre 37
et 59 abstentions (socialistes et écologistes). Sur le fonds routier, le National a décidé
que le solde devra toujours rester positif et qu'aucun versement d'intérêts ne sera
prévu en cas d'utilisation d'une partie des montants disponibles à d'autres fins. 38
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En désaccord avec le Conseil des Etats, le Conseil national a suivi sa commission des
transports et a maintenu par 88 voix contre 75 le contre-projet à l'initiative populaire
pour quatre dimanches sans voiture par an. Se ralliant au Conseil fédéral, les radicaux,
les libéraux et les démocrates du centre ont tenté de s'opposer à l'interdiction
généralisée des voitures le jour du Jeûne fédéral. De retour aux Etats, la Commission
des transports et de la télécommunication du Conseil des Etats (CTT-CE) a présenté un
texte de compromis. Au final, le plénum a néanmoins préféré suivre par 25 voix contre
16 une minorité de la CTT-CE qui proposait de rejeter le contre-projet. Le modèle du
CTT-CE aurait donné au Conseil fédéral la prérogative de choisir la date du dimanche
sans voitures. Par ce vote, le contre-projet était définitivement enterré. Les sénateurs
ont mis en avant les difficultés d'application d'une telle mesure et le fait qu'elle
contreviendrait aux accords bilatéraux avec l'Union européenne. 39
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En dépit des protestations de la gauche et des Verts, le Conseil des Etats s’est rangé
derrière sa Commission des transports et le Conseil national en soutenant par 30 voix
contre 6 le contre-projet à l’initiative Avanti et en rejetant l’initiative. Les propositions
de Bieri (pdc, ZG) – freiner le percement du deuxième tube au Gothard – et de
Inderkum (pdc, UR) – référendum portant uniquement sur un deuxième tube au
Gothard – ont été écartées. Le texte des Etats était toutefois plus restrictif que celui du
National. Les sénateurs ont renoncé à accorder la priorité à des voies à six pistes sur les
tronçons d’autoroute Genève-Lausanne et Berne-Zurich, lui préférant l’achèvement du
réseau des routes nationales. Ils ont en revanche accepté d’assouplir l’article sur la
protection des Alpes pour inscrire dans la Constitution la construction d’un second
tunnel au Gothard; la zone est cependant raccourcie à Amsteg-Airolo au lieu de
Erstfeld-Airolo. Ce percement s’accompagne toutefois de la condition de prendre en
compte le transfert du trafic des marchandises de la route sur le rail. A l’instar du
Conseil national, les sénateurs ont soutenu les mesures ciblées du Conseil fédéral sur le
trafic d’agglomération et la création d’un fonds autonome pour financer ces dépenses.
Le Conseil des Etats a demandé au Conseil fédéral de présenter un programme un an
après le scrutin, au cas où le projet obtiendrait l’aval du peuple et des cantons. Il
concernerait l’achèvement de la construction du réseau routier, l’amélioration de la
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capacité du réseau des routes nationales et les contributions destinées aux
infrastructures dans les agglomérations. Une des différences principales avec le droit
en vigueur serait que c’est au parlement, et non plus à l’administration, qu’il reviendrait
de fixer les priorités sur les travaux à mener et les moyens à y consacrer. Celui-ci
définirait un programme tous les quatre ans. Appelé à aplanir les divergences, le
Conseil national s’est rallié pour l’essentiel à la version du Conseil des Etats. Il a ainsi
renoncé à énumérer les tronçons qui devraient être élargis. Seule Amsteg-Airolo, la
route du Gothard, demeurait citée dans le contre-projet. Très satisfaits par le contre-
projet élaboré par le parlement, l’initiative Avanti a été retirée par ses auteurs. 40

Les opposants au contre-projet de l’initiative Avanti se sont fortement engagés durant
la campagne précédent la Votation. Leurs arguments se sont concentrés sur deux
éléments : la construction du tunnel du Gothard, qui sabotait l’objectif d’un transfert
du trafic des marchandises de la route au rail, et les coûts très élevés de réalisation de
l’initiative (oscillant entre CHF 30 et 40 milliards), alors que l’Etat devait opérer des
restrictions budgétaires. Les opposants craignaient également que l’extension de
certaines capacités routières favorise un engorgement du réseau. Le PS, les Verts, les
organisations de protection de l’environnement, les syndicats, ainsi que le PDC, contre
la recommandation de la direction de son parti, ont apporté leur soutien aux
adversaires du contre-projet. Les partisans d’Avanti ont pu compter sur l’appui du PRD,
de l’UDC et des associations d’entrepreneurs. L’UDC a toutefois reproché à ses
partenaires « leur mollesse » et leur manque d’engagement dans la campagne en
comparaison de leurs rivaux. Les partisans ont vanté le concept du contre-projet qui
permettait à la fois de promouvoir le trafic privé et les transports publics, et dont le
financement était assuré à long terme par l’utilisation des taxes à affectation spéciale
payées par les automobilistes. Ils récusaient les chiffres avancés par les opposants et
avançaient à la place la somme de CHF 20 milliards. Tout en défendant le texte soumis
au vote, Moritz Leuenberger, ministre en charge du dossier, n’a pas caché ses réserves
sur les modifications apportées par le parlement. Il a estimé qu’il appartenait à ce
dernier de défendre ses propositions.

Contre-projet de l'Assemblée fédérale relatif à l'initiative populaire "Avanti" 
Votation du 8 février 2004

Participation : 45,6%
Oui : 800 632 (37,2%) / cantons: 0
Non : 1 351 500 (62,8%) / cantons: 20 6/2

Mots d'ordre:
– Oui : PRD (1*), UDC (5*), PLS, PSL, Lega ; Economiesuisse, USAM. 
– Non : PS, PDC (5*), PES, PEC, PCS, PST, DS, UDF ; USS, CSC. 
* Recommandations différentes des partis cantonaux

Le contre-projet Avanti a été rejeté par 62,8% des votants et tous les cantons. La plus
forte opposition a été enregistrée aux Grisons (74,5% de non), à Uri (73,6%) et au Valais
(71,8%). A l’autre bout de l’échelle, le Tessin (55,7%), Zoug (58,1%) et Schwyz (58,3%) se
sont montrés les plus favorables. D’après les résultats de l’analyse Vox, il y a des
différences entre les diverses régions linguistiques quant au rejet du contre-projet.
Alors qu’en Suisse allemande et au Tessin le motif principal du rejet est d’empêcher la
construction du second tube du Gothard, la Suisse francophone met en exergue
l’importance des coûts. Les partisans et adversaires du contre-projet se sont rejoints
sur la nécessité d’investir dans les transports publics d’agglomérations. Selon l’Analyse
Vox, le comportement de vote dénote un fossé gauche/droite : les personnes à gauche
de l’échiquier politique rejettent le contre-projet, tandis que celles qui se situent à
droite l’acceptent de justesse. La position relative à la politique de protection de
l’environnement a influencé la décision de manière quasi identique. Le comportement
des sympathisants des partis montre que le scepticisme s’était largement répandu dans
le camp bourgeois. A l’inverse, la gauche a su motiver ses sympathisants à participer au
vote. Deux tiers de sympathisants du PDC ont suivi la recommandation de leur parti. 41
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In der Sommersession begann der Ständerat als Erstrat mit den Beratungen zum Via-
Sicura-Massnahmenpaket. Die Vorlage enthält 23 Massnahmen zur Erhöhung der
Verkehrssicherheit in den Bereichen Prävention, Repression, Durchsetzung
bestehender Regeln, Infrastrukturmassnahmen und Unfallstatistik. Neben den
entsprechenden Anpassungen des Strassenverkehrsgesetzes war zusätzlich eine
Änderung der Verordnung über Alkoholgrenzwerte im Strassenverkehr vorgesehen. In
vier Punkten wich der Ständerat von der Bundesratsvorlage ab: Indem sie die
vorgeschlagene Sehtestpflicht ab dem 50. Altersjahr (derzeit ab 70 Jahren) ablehnte,
verzichtete die Kleine Kammer erstens auf eine Ausweitung der Befristung von
Fahrausweisen für private Motorfahrzeugführer. Um den Forderungen der
Raserinitiative entgegenzukommen, verschärfte sie zweitens die Sanktionen bei groben
Geschwindigkeitsüberschreitungen, waghalsigem Überholen und bei Raserrennen.
Drittens wurde das bestehende Fahrradverbot für vorschulpflichtige Kinder umgeformt.
Neu sollte nach dem Willen des Ständerats eine Alterslimite von sieben Jahren für das
unbegleitete Fahrradfahren auf öffentlichen Strassen gelten. Sechsjährigen würde
jedoch das Befahren von Wohnstrassen, Tempo-30-Zonen, Radwegen und dergleichen
zusammen mit einer über sechzehnjährigen Begleitperson erlaubt. In Bezug auf das
Helmobligatorium folgte die Kleine Kammer gegen die Kommissionsmehrheit dem
Bundesrat und sprach sich für eine Helmtragepflicht bis zum 14. Altersjahr aus. Unter
abermaliger Berücksichtigung der Roadcross-Initiative ergänzte der Ständerat viertens
das Geschäft mit dem sogenannten Raserartikel, verschärften Bussbestimmungen bei
einer besonders „krassen Missachtung“ der zulässigen Höchstgeschwindigkeit. Ein
solches Übertreten soll mit einer Freiheitsstrafe von bis zu vier Jahren geahndet
werden können, wobei eine Geldstrafe a priori ausgeschlossen wäre. In der
Schlussabstimmung verabschiedete die Kleine Kammer ihre Vorlage zuhanden des
Zweitrats einstimmig (28 zu 0 Stimmen, bei zwei Enthaltungen). Beim zweiten Teil der
Via-Sicura-Vorlage, der Verordnung der Bundesversammlung über Alkoholgrenzwerte
im Strassenverkehr, folgte der Ständerat ohne Gegenstimme dem Bundesratsentwurf,
der hier die Harmonisierung mit dem EU-Recht anstrebt, wonach zum beweissicheren
Nachweis des Fahrens unter Alkoholeinfluss die Atemalkoholprobe genügen soll. Der
Nationalrat befand mit 129 zu 45 Stimmen vorwiegend aus der SVP-Fraktion gegen den
Nichteintretensantrag einer Kommissionsminderheit. Diese warnte vor einer
Kriminalisierung des Individualverkehrs sowie vor einer Sicherheitshysterie und
Überregulierung. In der Detailberatung schuf die Grosse Kammer zum Erstrat folgende
Differenzen: Zuerst strich er die Befristung der Fahrerlaubnis für berufsmässige
Motorfahrzeugführer. Auf Antrag einer Kommissionsminderheit stellte sich der
Nationalrat zudem knapp gegen die Berufung eines Verkehrssicherheitsbeauftragten,
wie sie in der Bundesratsvorlage vorgesehen und vom Ständerat abgesegnet worden
war. Vergeblich stellte sich eine Kommissionsminderheit aus FDP, SVP und Lega gegen
die vorgesehene Verschärfung von Art. 90a SVG (Strassenverkehrsgesetz), der neu den
Einzug und die Verwertung von Raserfahrzeugen ermöglichen sollte. Mit ihrem Hinweis
auf die verfassungsmässig verankerte Eigentumsgarantie drang sie bei der Ratsmehrheit
nicht durch. Einer Mehrheit der KVF-NR war die vom Ständerat in die Vorlage
eingebrachte Zusatzlösung der eingeschränkten Fahrerlaubnis für sechsjährige
Velofahrende zu kompliziert. Der Nationalrat folgte deshalb der Kommissionsmehrheit
und kippte die Ergänzung aus seiner Version. Auch in Bezug auf die Helmpflicht für
Jugendliche bis 14 Jahre folgten 126 Ratsmitglieder aller Couleur der
Kommissionsmehrheit und setzten gegen den Willen von Bundes- und Ständerat auf die
Gewissenhaftigkeit der Erziehungsberechtigten und die Eigenverantwortung der
Fahrradfahrenden. In der Schlussabstimmung überwies der Nationalrat seinen von der
Ständeratsvorlage abweichenden Entwurf mit 114 zu 53 Stimmen. Letztere stammten
von einer geschlossen stimmenden SVP und vier Mitgliedern der FDP-Fraktion. In der
Frage des gewünschten Modus zur beweissicheren Feststellung der Fahrunfähigkeit
stellte sich die Grosse Kammer gegen Ständerat, Bundesrat und Kommissionsmehrheit
und blieb bei der geltenden Regel, die für einen justiziablen Entscheid eine
Blutalkoholprobe verlangt. Die Differenzbereinigung der Via-Sicura-Vorlage ist für 2012
geplant. 42
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Im Berichtjahr wurden die Differenzen zur Via-Sicura-Vorlage in National- und
Ständerat bereinigt. Anlass zu ausführlicher Diskussion gaben vor allem die
Kompetenzerweiterung des Bundes in Sachen Fussgängerstreifen, die Regelung des
Velofahrens vorschulpflichtiger Kinder, die Helmtragpflicht für Fahrradfahrende und
die Anpassung der Alkoholgrenzwerte bzw. die Ersetzung der Blutproben durch
beweissichere Atem-Alkoholproben bei Personen mit unklarer Fahrtüchtigkeit. Nach je
zwei Nachbehandlungen wurde die Vorlage im Juni des Berichtjahres von beiden
Kammern angenommen. Aufgenommen sind unter anderen folgende Massnahmen:
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Führerausweisentzug bei einem Raserdelikt für mindestens zwei Jahre und im
Wiederholungsfall für immer. Zudem wurde die Strafandrohung bei Raserdelikten
verschärft: Die Mindestfreiheitsstrafe beträgt neu ein Jahr und die
Höchstfreiheitsstrafe vier Jahre. Bei groben Verletzungen der Verkehrsregeln kann das
Fahrzeug eingezogen und verwertet werden, sofern damit weitere Verkehrsdelikte
verhindert werden können. Öffentliche oder entgeltliche Warnungen vor
Radarkontrollen sind verboten. Weiter wurde das Mindestalter für Radfahrende auf 6
Jahre und für das Führen von Tiergespannen auf 14 Jahre angehoben. Für Personen,
von denen eine besondere Gefahr ausgeht, sowie für Personen, denen eine besondere
Verantwortung zukommt, werden tiefere Promillegrenzwerte festgelegt. Der Bund
erhält die Kompetenz, zur Verbesserung der Sicherheit von Fussgängerstreifen in
Zusammenarbeit mit den Kantonen Vorschriften über die bauliche Ausgestaltung von
Fussgängerstreifen zu erlassen. In der Schlussabstimmung nahm der Nationalrat die
erste Vorlage (Strassenverkehrsgesetz) mit 132 zu 59 Stimmen an, wobei die SVP
geschlossen dagegen stimmte und die restlichen Nein-Stimmen aus der FDP/Liberalen-
Fraktion stammten. Die zweite Vorlage (Verordnung der Bundesversammlung über
Alkoholgrenzwerte im Strassenverkehr) erhielt 110 Ja-Stimmen und 79 Nein-Stimmen,
wobei wiederum die SVP geschlossen ablehnte und auch die restlichen Nein-Stimmen
aus dem bürgerlichen Block stammten. Der Ständerat stimmte in der
Schlussabstimmung dem Strassenverkehrsgesetz mit 36 zu 1 Stimmen zu (bei 4
Enthaltungen), und nahm die Verordnung der Bundesversammlung über
Alkoholgrenzwerte im Strassenverkehr einstimmig bei einer Enthaltung an. Anfang
Oktober verstrich die Referendumsfrist zum Via Sicura-Paket ungenutzt. Die
Volksinitiative „Schutz vor Rasern“ der Vereinigung Roadcross, welche Mitte Juni 2011
eingereicht worden war, wurde im November des Berichtjahres zurückgezogen, da ihre
zentralen Anliegen in die Via Sicura-Vorlage eingeflossen waren. 43

Aménagement du territoire et logement

Construction de logements et propriété

Die Mehrheit der Kantone lehnte in der Vernehmlassung den Gegenvorschlag der
nationalrätlichen Kommission für Wirtschaft und Abgaben (WAK) zur Hauseigentümer-
Initiative „Wohneigentum für alle“ ab. Dieser sah in einer Mehrheitsvariante die
Abschaffung der Dumont-Praxis sowie die Festlegung eines steuerbaren
Eigenmietwerts von 60% des Marktmietwerts bei der Bundessteuer anstelle der
direkten Übernahme der kantonalen Eigenmietwerte vor. Das Bundesgericht legte in
einem Grundsatzentscheid fest, dass der Eigenmietwert, welchen Eigentümer
selbstgenutzten Wohnraumes als Einkommen versteuern müssen, mindestens 60% des
Marktwertes betragen muss. Damit hob es eine neue Regelung des Zürcher
Steuergesetzes auf, wonach der Regierungsrat den Eigenmietwert für selbstbewohnte
Liegenschaften „in der Regel“ auf 60 % des Marktwertes festzulegen habe. Der
höchstrichterliche Entscheid ist für sämtliche Kantone von Bedeutung. Bisher hatte das
Bundesgericht keine verbindliche Prozentgrenze gezogen. Wichtiges Argument der
Kantone war, dass auch der Gegenvorschlag der WAK der öffentlichen Hand
Steuerausfälle bescheren würde. Die Ertragsausfälle wurden beim Gegenvorschlag auf
CHF 150 Mio. für den Bund sowie auf CHF 500 Mio. für die Kantone geschätzt,
gegenüber CHF 400 bis 500 Mio. bzw. CHF 1 bis 1,4 Mrd. gemäss Initiative. Gewisse
Sympathien brachten die kantonalen Finanzdirektoren für die Minderheitsvariante auf,
die den von SP sowie Teilen der CVP favorisierten Systemwechsel bei der Besteuerung
von Wohneigentum vorschlug. Demnach würde die Besteuerung des Eigenmietwerts
aufgehoben werden, während gleichzeitig die Schuldzinsen von den Steuern nicht mehr
abgezogen werden könnten. Vor einem Entscheid gelte es aber, die
volkswirtschaftlichen und steuerpolitischen Auswirkungen eines Systemwechsel
abzuklären. 44
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Der Ständerat folgte mit 28 zu 6 Stimmen dem Antrag seiner Kommission auf
Nichteintreten auf den vom Nationalrat erarbeiteten Gegenentwurf zur Volksinitiative
«Wohneigentum für alle» und bestätigte seine Empfehlung von 1996, die Initiative
ohne Gegenvorschlag abzulehnen. Als Hauptgründe für diesen Entscheid galten
einerseits die Ertragsausfälle von CHF 100 bis 150 Mio., die der Gegenvorschlag dem
Bund verursachen würde, und somit im Widerspruch zum Haushaltsziel 2001 und zu
den Ergebnissen des Rundes Tisches stünden, andererseits die Vernehmlassung der
Kantone. Die Anträge Bisig (fdp, SZ) und Reimann (svp, AG) auf Eintreten fanden im
Plenum keine Mehrheit. Konsequenterweise lehnte der Ständerat auch die Motion der
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WAK-NR ab, wonach der Bund künftig bei der direkten Bundessteuer die kantonalen
Eigenmietwerte übernehmen muss, soweit sie nicht mehr als 25% vom schweizerischen
Mittel abweichen (97.3183). 45

Nach dem Ständerat taxierte auch der Nationalrat die steuerliche Entlastung der
Hauseigentümer als nicht vordringlich und ordnete sie der Notwendigkeit eines
sanierten Haushaltes unter. In der zweiten Lesung kam er auf seinen Entscheid vom
Oktober 1997 zurück und lehnte den Gegenvorschlag zur Volksinitiative
«Wohneigentum für alle» ebenfalls ab. Für den Gegenvorschlag warb eine
Kommissionsminderheit unter Führung von Toni Dettling (fdp, SZ), Präsident des
Schweizerischen Hauseigentümerverbandes, der von der SVP sowie von der Mehrheit
der FDP und CVP unterstützt wurde. Die Befürworter des Gegenentwurfs zweifelten an
den prognostizierten Steuerausfällen, weil diese Rechnung den volkswirtschaftlichen
Gesamtnutzen der Eigentumsförderung mit ihren kompensierenden Rückflüssen an die
öffentlichen Hände unterschätze. Die grosse Kammer folgte dem Aufruf von
Finanzminister Villiger, keine weiteren Steuergeschenke zu machen und die Sanierung
der Bundeskasse nicht zu gefährden, und lehnte den Gegenentwurf knapp mit 88 zu 81
Stimmen ab. In der Schlussabstimmung empfahl das Parlament (mit 104 zu 58 bzw. 29
zu 10 Stimmen) Volk und Ständen, die Hauseigentümer-Initiative abzulehnen. 46
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Politique sociale

Santé, assistance sociale, sport

Politique de la santé

Im Sommer des Berichtsjahres berieten die Räte den Gegenentwurf des Bundesrates
zur 2010 eingereichten Volksinitiative „Ja zur Hausarztmedizin“. Mit dem direkten
Gegenentwurf wurden die Anliegen der Initiative aufgenommen, ohne allerdings einer
einzelnen Berufsgruppe in der Verfassung eine Sonderstellung einzuräumen.
Gegenüber der Vorlage des Bundesrates wurde in der SGK des Ständerates eine
Bestimmung angepasst: Die Bedürfnisse der Patientinnen und Patienten und eine
ausreichende, für alle zugängliche medizinische Grundversorgung soll ins Zentrum
gestellt werden, aber nicht eine einzelne Berufsgruppe allein. Zudem wurde die
Behandlungsfrist der Initiative um ein Jahr verlängert. Dieser Fristverlängerung stimmte
der Nationalrat zu. Damit verschob sich die Diskussion im Nationalrat auf das Folgejahr,
wobei auch die Differenzen zwischen Bundesratsentwurf und Ständeratsbeschluss erst
2013 besprochen werden. 47
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Médecins et  personnel soignant

Le DFI a mis en consultation un contre-projet direct à l’initiative fédérale « Oui à la
médecine de famille » visant à garantir une offre de soins médicaux accessible,
complète et de qualité fournie par les médecins de famille ainsi qu’à renforcer le statut
et la formation des médecins de premier recours. Le contre-projet direct propose de
mettre au centre une médecine de base en réseau, coordonnée et multiprofessionnelle
incitant les professionnels à s’intégrer dans des réseaux de soins. La médecine générale
y tient un rôle central et les compétences de la Confédération et des cantons ne sont
pas modifiées. Le comité d’initiative s’est montré sceptique face au contre-projet, car
ce dernier ne propose pas de mesure concrète concernant le noyau dur de l’initiative, à
savoir la problématique de l’attractivité du métier et du renforcement de la formation,
et vise les soins primaires en général sans prendre en compte le concept de médecine
de famille du comité d’initiative. En fin d’année, le Conseil fédéral a adopté son contre-
projet en maintenant sa volonté de se focaliser sur les soins de bases et de ne pas
octroyer de statut spécial aux médecins de famille. 48
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Médicaments

Im Gegenzug beantragte der Bundesrat dem Parlament, die vom Detailhandelgrossisten
Denner lancierte Volksinitiative „für tiefere Arzneimittelpreise“ Volk und Ständen zur
Ablehnung zu empfehlen, da sie zu radikal sei und zu einer Gefährdung der
Volksgesundheit führen könnte. Die vorberatende Kommission des Nationalrates
befand aber, ohne eine wirklich griffige Alternative könnte die Initiative durchaus
Chancen in einer Volksabstimmung haben. Deshalb beschloss sie äusserst knapp (mit 9
zu 8 Stimmen bei einer Enthaltung) einen direkten Gegenvorschlag, der die Frage der
Parallelimporte im Sinn des Bundesrates, aber auf Verfassungsstufe regelt. Damit soll
der Druck aufrecht erhalten bleiben, bis das Heilmittelgesetz vom Parlament
verabschiedet ist. 49
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Am 17. Mai stimmte das Volk mit einer Mehrheit von 67% für den Verfassungsartikel
„Zukunft mit Komplementärmedizin“. Dieser Gegenentwurf, den das Parlament zu der
in der Folge zurückgezogenen Volksinitiative „Ja zur Komplementärmedizin“
ausgearbeitet hatte, war vom Bundesrat, dem Parlament und sämtlichen Parteien,
ausser der SVP und der EDU, zur Annahme empfohlen worden. Von diesen Parolen
wichen allerdings namentlich bei der FDP und SVP einige kantonale Sektionen und
Jungparteien ab. Auch der SGB, der SGV und der Schweizerische Bauernverband
befürworteten den Verfassungsartikel. Zu den Gegnern der Vorlage zählten neben der
SVP und der EDU auch der Schweizerische Arbeitgeberverband und Economiesuisse. 

Alle Kantone stimmten dem Verfassungsartikel zu. Besonders deutlich wurde er im
Kanton Waadt angenommen, wo ihm vier von fünf Stimmenden zustimmten. Die Vox-
Analyse ergab, dass politische Merkmale beim Stimmentscheid stärker ins Gewicht
fielen als soziodemographische Aspekte. Der Zivilstand, das Geschlecht und der
Landesteil wirkten sich zwar tendenziell auf die Entscheidung aus, ausschlaggebend
waren jedoch die Identifizierung mit einer Partei und die Positionierung auf der Links-
Rechts-Achse. Anhänger der SP, CVP und in geringerem Ausmasse der FDP nahmen die
Vorlage ebenso an, wie diejenigen, die sich selbst links oder links aussen einstuften.

Abstimmung vom 17. Mai 2009

Beteiligung: 38,3%
Ja: 1 283 838 (67%) / Stände: 20 6/2
Nein: 631 908 (33%) / Stände: 0

Parolen:
– Ja: FDP (5)*, CVP (1)*, SP, EVP, CSP, PdA, GP, SD, Lega, GLP, BDP (1)*; SGV, SGB, TravS.
– Nein: SVP (6)*, EDU, FP; eco.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 50
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DATE: 17.05.2009
LINDA ROHRER

Recherche médicale

Nachdem der Bundesrat im Oktober 1988 beschlossen hatte, der «Beobachter»-
Initiative «gegen Missbräuche der Fortpflanzungs- und Gentechnologie beim
Menschen» einen direkten Gegenvorschlag entgegenzustellen, verabschiedete er am
18. September 1989 die entsprechende Botschaft. Darin erklärt er sich mit dem
Grundanliegen der Initianten und deren meisten konkreten Forderungen
einverstanden, wollte den zukünftigen Art. 24 der Verfassung aber umfassender und
präziser formuliert wissen. So erschien es ihm problematisch, die Regelung auf den
Humanbereich zu beschränken und den Begriff der Menschenwürde nur gerade im
Zusammenhang mit der Gentechnologie in der Verfassung zu verankern. Er schlug
deshalb einen Verfassungstext vor, der auch die Tier- und Pflanzenwelt einbezieht. Den
Begriff der Menschenwürde wünschte er einer generellen Grundrechtsnorm
vorzubehalten, wie sie in den Entwürfen zur Totalrevision der Bundesverfassung
vorgesehen ist.

Den beiden ersten Punkten der Initiative stellte der Bundesrat einen Text entgegen, der
Zielnorm und Gesetzgebungskompetenz definiert, aber keine ethische Würdigung
enthält. Den Verbotskatalog in Absatz Drei der Initiative erachtete er als zu imperativ,
und er meldete seine Bedenken an, die Gesetzgebung bereits auf Verfassungsstufe
derart zu präjudizieren. Er schlug deshalb einen Regelungskatalog vor, der sich – gleich
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wie der Initiativtext – auf die Fortpflanzungsmedizin beschränkt, der aber die Frage
nach eventuellen Verboten offen lässt. Dem Vorwurf, durch den Verzicht auf klare
Vorgaben werde der Gesetzgebungsprozess – gerade auch in Anbetracht der zum Teil
sehr unterschiedlichen Vorstellungen der verschiedenen politischen Parteien – lang
und schwierig, begegnete er im voraus mit dem Hinweis auf die schon bestehende oder
vorgesehene Gesetzgebung des Bundes in diesem Gebiet. 51

Als Erstrat befasste sich die kleine Kammer mit der Volksinitiative «gegen Missbräuche
der Fortpflanzungs- und Gentechnologie beim Menschen». Gleich wie der Bundesrat
empfahl auch der Ständerat, die Initiative abzulehnen. Er stimmte dem Gegenvorschlag
des Bundesrates zwar zu, wollte aber in stärkerem Masse die Anliegen der Initianten
berücksichtigen und beschloss, im Humanbereich bereits auf Verfassungsstufe
konkrete Verbote festzuschreiben. Unter anderem sollen Manipulationen am Erbgut
menschlicher Keimzellen, die Beeinflussung der künstlichen Fortpflanzung mit dem
Ziel, nach bestimmten Selektionskriterien besondere Eigenschaften herbeizuführen,
sowie alle Arten von Leihmutterschaft untersagt werden. Gemäss dem Ständerat darf
das Erbgut einer Person nur mit deren Zustimmung oder auf gesetzliche Anordnung hin
untersucht, registriert oder offenbart werden, und ihr muss Zugang zu den Daten über
ihre Abstammung gewährt werden. Nicht gestattet wären die Verschmelzung von
menschlichem und tierischem Keim- und Erbgut sowie die Kommerzialisierung des
Keim- und Erbgutes. Die pränatale Diagnostik soll weiterhin gestattet sein, ebenso die
In-vitro-Fertilisation, letztere aber nur als ultima ratio, wenn die Unfruchtbarkeit nicht
anders behandelt werden kann. 52

CONTRE-PROJET DIRECT À UNE INITIATIVE
POPULAIRE
DATE: 20.06.1990
MARIANNE BENTELI

Die vorberatende Nationalratskommission ging noch weiter. Sie verstärkte die
Bestimmungen insofern, als neben der Leihmutterschaft auch deren Vermittlung sowie
die Embryonenspende untersagt werden sollen. Zudem dehnte sie auch die
Grundsatzklausel aus: Der Bund hat nicht nur Vorschriften über den Umgang mit Keim-
und Erbgut von Tieren, Pflanzen und anderen Organismen zu erlassen, sondern auch
der Würde der Kreatur sowie der Sicherheit von Mensch, Tier und Umwelt Rechnung zu
tragen und die genetische Vielfalt zu schützen. 

Die Kommission beschloss gleichzeitig, ihre Arbeiten an der umstrittenen Revision des
Patentrechts zu sistieren bis der Nationalrat Gelegenheit habe, sich zu den
Grundsätzen der Initiative und des Gegenvorschlags zu äussern. Bis dahin setzte sie
auch ihre Beratungen über die Parlamentarische Initiative Ulrich (sp, SO; Pa.Iv. 89.240)
aus, die Genomanalysen verbieten will. Da sich die Arbeiten des Parlaments
voraussichtlich noch über einen längeren Zeitraum erstrecken werden, forderte
Nationalrat Nussbaumer (cvp, SO; Po. 90.816) den Bundesrat in einem Postulat auf, den
Räten einen Überbrückungsbeschluss vorzulegen. 53

CONTRE-PROJET DIRECT À UNE INITIATIVE
POPULAIRE
DATE: 31.08.1990
MARIANNE BENTELI

Gleich wie im Ständerat war auch im Nationalrat die Notwendigkeit der Schaffung von
Leitplanken im Bereich der Gentechnologie unbestritten. Ebenso klar war auch, dass
der Rat die Beobachterinitiative «gegen Missbräuche der Fortpflanzungs- und
Gentechnologie beim Menschen» nicht unterstützen und sich für den vom Ständerat
modifizierten bundesrätlichen Gegenvorschlag aussprechen würde. Die Vorarbeiten
der nationalrätlichen Kommission hatten aber eine weitere Verschärfung der Vorlage
bereits angedeutet. Ein Minderheitsantrag I – vorwiegend, aber keinesfalls
ausschliesslich aus dem rot-grünen Lager – welcher für ein gänzliches Verbot der
Befruchtung ausserhalb des Mutterleibes (IvF) eintrat, wurde zwar abgelehnt, dafür
passierte aber ein Minderheitsantrag II, mit dem die IvF insofern eingeschränkt wird, als
nur so viele Eizellen im Reagenzglas befruchtet werden dürfen, wie sofort eingepflanzt
werden können, um so die Missbrauchsmöglichkeiten mit Embryonen einzuschränken
und das ethische Problem der bewussten Zerstörung keimenden Lebens zu vermeiden.
In der Debatte zeigten sich vor allem die CVP und die SP in der Frage der IvF zutiefst
gespalten.

Die Minderheit I wollte zudem den ausser-humanen Bereich in einem separaten
Verfassungsartikel regeln – und zwar bedeutend restriktiver als dies die
Kompetenznorm des ständerätlichen Gegenvorschlags, welche die
Nationalratskommission noch etwas ausgeweitet hatte, vorsah. Insbesondere sollten
Eingriffe in das Keimplasma von Tieren und Pflanzen untersagt, die Freisetzung von
gentechnisch veränderten Organismen, abgesehen von begründeten Ausnahmen,
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verboten werden sowie für Lebewesen keine Erfinderpatente gelten. Obgleich das hier
nahezu geschlossene rot-grüne Lager über weite Strecken von den Bauernvertretern
unterstützt wurde, unterlag dieser Antrag schliesslich doch deutlich. 54

In der Abstimmung vom 17. Mai 1992 nahmen Volk und Stände den von Bundesrat und
Parlament als direkten Gegenvorschlag zur inzwischen zurückgezogenen
«Beobachter-Initiative» ausgearbeiteten neuen Artikel 24 der Bundesverfassung
deutlich an. Fast zwei Drittel der Urnengängerinnen und Urnengänger und alle Kantone
mit Ausnahme des Wallis stimmten damit der Einführung von verbindlichen Leitplanken
im Bereich der Gentechnologie zu. Bisher hatte es auf Bundesebene nur Richtlinien
und einige Bundesgerichtsurteile gegeben. Der neue Verfassungsartikel sieht im
einzelnen vor, dass die In-vitro-Fertilisation (IvF) nur erlaubt sein soll, wenn alle
anderen Methoden zur Behebung ungewollter Kinderlosigkeit versagt haben. Eingriffe in
die menschliche Keimbahn sind verboten, ebenso die Forschung an und der Handel mit
Embryonen. Das Erbgut einer Person darf nur mit deren Zustimmung oder aufgrund
gesetzlicher Anordnung untersucht oder registriert werden. Eine mit Spendersamen
gezeugte Person soll Zugang zu den Daten ihrer Abstammung erhalten. Bei Tieren und
Pflanzen schliesslich ist die Würde der Kreatur sowie die Sicherheit von Mensch, Tier
und Umwelt zu wahren.

Verfassungsartikel zur Fortpflanzungs- und Gentechnologie (Art. 24 BV)
Abstimmung vom 17. Mai 1992

Beteiligung: 39.2%
Ja: 1'271'052 (73.8%) / 19 6/2 Stände
Nein: 450'635 (26.2%) / 1 Stand

Parolen:
— Ja: FDP, SP (2*), CVP (3*), SVP (1*), GP, LdU, EVP, PdA; SGB, CNG, Vorort, SGV, SBV,
VKMB, SBN, SGCI, FMH, Kath. Frauenbund
— Nein: LP (4*), AP, SD, EDU; SAG, Basler Appell gegen Gentechnologie,
Behindertenorganisationen, diverse feministische Gruppen
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 55
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Stupéfiants

In Anbetracht dieser Ausrichtung seiner Drogenpolitik ist es nicht erstaunlich, dass der
Bundesrat die 1993 eingereichte, äusserst restriktive Volksinitiative «Jugend ohne
Drogen» zur Ablehnung empfehlen will. Anfangs Dezember 1994 gab das EDI einen
entsprechenden direkten Gegenvorschlag in die Vernehmlassung. Die in einem neuen
Verfassungsartikel umschriebene Drogenpolitik des Bundes zielt darauf ab, die
schädigende Wirkung des Drogenkonsums zu minimieren, und sie stützt sich dabei auf
die vier Säulen Repression, Vorbeugung, Therapie und Überlebenshilfe. Die
Verankerung in der Verfassung soll Bund, Kantone und Gemeinden auf diese Leitidee
verpflichten. Wie Bundesrätin Dreifuss erläuterte, will der Bundesrat zwar auch, dass
Jugendliche nicht zu Drogen greifen, doch sei eine drogenfreie Gesellschaft wohl ein
nicht zu erreichendes Idealziel, weshalb es vor allem gelte, die Folgen des Konsums zu
reduzieren. 56

CONTRE-PROJET DIRECT À UNE INITIATIVE
POPULAIRE
DATE: 06.12.1994
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Entgegen seiner Ende 1994 geäusserten Absicht will der Bundesrat den beiden
drogenpolitischen Volksinitiativen keinen direkten Gegenvorschlag entgegensetzen.
Diesen Rückzug begründete er mit der Feststellung, seine Vier-Säulen-Strategie
(Prävention, Überlebenshilfe, Therapie und Repression) habe in der Vernehmlassung
generell einen starken Rückhalt gefunden. Bei der Umsetzung gingen die Meinungen
allerdings weit auseinander, weshalb es nicht ratsam wäre, den breiten Konsens wegen
einer Formulierungsfrage aufs Spiel zu setzen. Die Landesregierung suche in erster
Linie den pragmatischen Weg. Für die Ende 1994 initiierte Revision des
Betäubungsmittelgesetzes sei die verfassungsmässige Grundlage bereits gegeben. FDP
und SP begrüssten den Entscheid des Bundesrates. CVP und SVP kündigten hingegen
an, sie würden sich im Parlament für die Erarbeitung eines Gegenvorschlages einsetzen,
der die wesentlichen Elemente des ursprünglichen bundesrätlichen Vorschlags wieder
aufnehmen soll. 57
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Diese Argumente stiessen hingegen im Ständerat auf offene Ohren: Er lehnte die
Initiativen zwar gleichermassen ab, nahm aber mit 32:5 Stimmen einen von seiner
Kommission ausgearbeiteten Gegenvorschlag zu "Jugend ohne Drogen" an. Demnach
sollte in der Verfassung das Ziel der drogenfreien Gesellschaft explizit verankert
werden. Der Ständerat übernahm dabei grosso modo den Vorschlag der CVP, der auch
von der gesamten "Parlamentariergruppe Drogenpolitik" unterstützt wurde. Die
Verschreibung von Drogen sollte unter der Bedingung der medizinischen Anwendung
weiter möglich sein. Für den Gegenvorschlag machten sich vor allem die CVP-
Ständeräte Cottier (FR), Danioth (UR) und Frick (SZ) stark. Zusammen mit den SP-
Abgeordneten Plattner (BS) und Gentil (JU) sowie Dick Marty (fdp, TI) bot Bundesrätin
Dreifuss dem Gegenvorschlag vergebens die Stirn. Das Argument, dass juristisch keine
Notwendigkeit für einen neuen Verfassungsartikel zur Drogenpolitik bestehe, wog im
Rat weniger schwer als die mehrfach vorgebrachte Warnung davor, der Initiative
"Jugend ohne Drogen" in der Abstimmung mit leeren Händen gegenüber zu treten. 58

CONTRE-PROJET DIRECT À UNE INITIATIVE
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Der Nationalrat hielt jedoch an seinem ersten Entscheid fest und erteilte dem
Gegenvorschlag mit 136 zu 42 Stimmen erneut eine deutliche Absage. Ausser im
rechtsbürgerlichen Lager fand der Gegenvorschlag nur in den Kreisen der CVP und
unter den welschen Parlamentariern Zustimmung. Ihnen standen die SP und die Grünen
gegenüber, die sich von Anfang an und stets klar gegen einen Gegenvorschlag
ausgesprochen hatten. Entscheidend wurde somit die Haltung der FDP. Deren Vertreter
im Ständerat hatten mehrheitlich für den Gegenvorschlag gestimmt. In der
Zwischenzeit war die Fraktion aber zur Überzeugung gelangt, dass sich die
bundesrätliche Vier-Säulen-Politik ohne Gegenvorschlag besser umsetzen lasse, da der
Gegenvorschlag des Ständerates restriktiv, unklar und kontraproduktiv sei. 59

CONTRE-PROJET DIRECT À UNE INITIATIVE
POPULAIRE
DATE: 03.12.1996
MARIANNE BENTELI

Aufgrund des klaren nationalrätlichen Abstimmungsergebnisses zeigte sich die
Kommission des Ständerates bereit, auf den Gegenvorschlag zu verzichten. Im Plenum
nahm der liberale Waadtländer Arzt Rochat das Vorhaben jedoch wieder auf und
beantragte - unterstützt von seinen Kollegen Béguin (fdp, NE), Brändli (svp, GR) und
Danioth (cvp, UR) - einen leicht modifizierten Gegenvorschlag. Danach sollten die
Kantone nicht nur dem Missbrauch, sondern generell dem Konsum von
Betäubungsmitteln vorbeugen. Danioth fügte noch hinzu, die medizinische Anwendung
von Drogen sei auf das Unerlässliche zu beschränken. Gegen diese Verschärfung
wehrten sich vor allem jene freisinnigen Abgeordneten, die im September der
ausgewogeneren Variante noch zugestimmt hatten. Der Appell von Cottier (cvp, FR) und
Schmid (cvp, AI), aus taktischen Gründen die Initiative nicht allein zur Abstimmung zu
bringen, verfing zwar noch, doch bereits in wesentlich geringerem Umfang. 22
Abgeordnete stimmten für den Gegenvorschlag, 20 dagegen. Damit ging auf
parlamentarischer Ebene das Jahr mit einer Pattsituation zu Ende. 60
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Assurances sociales

Assurance-maladie

Im Vorjahr hatte sich der Ständerat zwar für die Ablehnung der Volksinitiative der SVP
„Für tiefere Krankenkassenprämien in der Grundversicherung“ ausgesprochen, gegen
den Bundesrat jedoch beschlossen, dem Begehren einen direkten Gegenvorschlag
entgegen zu stellen, ohne diesen bereits im Detail auszuarbeiten. Trotz Opposition
vornehmlich aus dem links-grünen Lager hatte der Nationalrat zugestimmt, den
Gegenvorschlag zumindest zu prüfen. Bei der inhaltlichen Debatte zur Volksinitiative
zeigte sich, dass diese einzig von der SVP-Fraktion unterstützt wurde. Ruey (lp, VD)
sprach von „Etikettenschwindel“ und Maury Pasquier (sp, GE) von „Populismus“. Die
Mehrheit des Rates war mit dem Bundesrat und dem Ständerat der Meinung, dass die
Initiative den sozialen und solidarischen Charakter der obligatorischen
Krankenversicherung aushöhle und eine Zweiklassenmedizin fördere. Die
Kommissionsmehrheit beantragte, auch den Gegenvorschlag abzulehnen. Sie vertrat die
Ansicht, dass der Gegenvorschlag Entscheide ohne vorgängige Abklärung präjudizieren
würde. So würde er neue Modalitäten in der Zusammenarbeit von Bund und Kantonen
einführen, die Vertragsfreiheit festschreiben sowie auf eine monistische Finanzierung
setzen. Die Kommissionsminderheit warb für den direkten Gegenvorschlag und
argumentierte, er enthalte zentrale Prinzipien, so etwa dass das Gesundheitssystem in
Richtung reguliertem Wettbewerb weiterentwickelt werden müsse. Auch die Sprecher
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und Sprecherinnen der CVP-, der FDP- und der SVP-Fraktion unterstützten den
Gegenvorschlag. Bekämpft wurde er von der Ratslinken sowie von Bundesrat
Couchepin. Mit 109 zu 74 Stimmen votierte die grosse Kammer für den direkten
Gegenvorschlag. 61

Im Rahmen der Differenzbereinigung unterbreitete im Ständerat die
Kommissionsmehrheit eine modifizierte Formulierung für den Gegenvorschlag. Darin
soll die bestehende Gesundheitspolitik festgeschrieben werden mit Betonung eines
regulierten Wettbewerbs, der Qualität und der Wirtschaftlichkeit. Als neue „Eckzähne“
würden die Vertragsfreiheit und die monistische Finanzierung aufgenommen. Die
Diskussion im Rat drehte sich erneut um die grundsätzliche Frage, ob ein direkter
Gegenvorschlag überhaupt sinnvoll sei. Für Frick (cvp, SZ) stellte der Gegenvorschlag
das Gesundheitswesen auf eine klarere und bessere Grundlage auf Verfassungsstufe.
Mehrere bürgerliche Ratsmitglieder knüpften ihr Ja zum Gegenvorschlag an die
Forderung, dass die SVP ihre Initiative vor der Schlussabstimmung zurückziehe. Eine
Kommissionsminderheit aus der SP beantragte, sowohl die Initiative wie auch den
modifizierten Gegenvorschlag abzulehnen. Bundesrat Couchepin unterstützte die
Kommissionsminderheit und gab zu bedenken, dass das Volk nicht einfach allgemeinen
Grundsätzen zustimme, wenn es die konkreten Konsequenzen nicht kenne. Der
Entscheid für den Gegenvorschlag fiel schliesslich überaus knapp aus – bei 20 zu 20
Stimmen mit Stichentscheid des Präsidenten (Brändli, svp GR). Im Nationalrat empfahl
die Kommissionsmehrheit erneut den Gegenvorschlag zur Ablehnung. Der
Minderheitsantrag, am Gegenvorschlag in der Fassung des Ständerates festzuhalten
wurde von einer Koalition aus SVP, FDP und CVP unterstützt und setzte sich mit 108 zu
67 durch. Vor der Schlussabstimmung erklärte Bortoluzzi (svp, ZH) im Namen seiner
Partei, unter diesen Vorzeichen sei die SVP bereit, ihre Volksinitiative zurückzuziehen.
Die Initiative wurde am 10. Januar 2008 zurückgezogen. 62
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Am 1. Juni lehnte das Volk den Verfassungsartikel „Für Qualität und Wirtschaftlichkeit in
der Krankenversicherung“ mit einer Mehrheit von 69,5% ab. Den direkten
Gegenentwurf zur Volksinitiative der SVP unterstützten die beiden bürgerlichen
Parteien SVP und FDP sowie die EDU und die Arbeitgeberverbände. Auch SantéSuisse
und die Spitäler der Schweiz (H+) unterstützten den Gesundheitsartikel. Die
Befürworter machten vor allem die Senkung der Kosten für das Gesundheitswesen und
die Krankenkassenprämien geltend. Den Artikel stellten sie dabei vor allem als
Massnahme zur Regelung des Wettbewerbes und Steigerung der Qualität und
Wirtschaftlichkeit der Leistungen dar. Das Lager der Befürworter hatte allerdings einen
schweren Stand, da es im Laufe des Abstimmungskampfes immer kleiner geworden war.
2007 hatte auch die CVP ihre Zustimmung zum Gesundheitsartikel ausgesprochen, sie
änderte dann aber ihre Meinung und gab die Nein-Parole heraus. Auch das Nein der
FDP war alles andere als konsistent, da 16 Kantonalsektionen eine andere Parole
vertraten. Die SVP selbst kümmerte sich wenig um den Abstimmungskampf, da sie mit
der Einbürgerungsinitiative beschäftigt war. Ablehnend standen der Initiative alle
anderen Parteien wie auch die Arbeitnehmerverbände und die Mehrheit der
Berufsverbände im Gesundheitsbereich gegenüber. Sie warnten vor der Zunahme der
Macht der Krankenkassen und vor einer Zweiklassenmedizin. 63
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Die Befürworter des Gesundheitsartikels fanden in keinem einzigen Kanton eine
Mehrheit. Am deutlichsten war die Ablehnung in der Westschweiz, wo es Nein-Anteile
von über 80% gab. Am meisten Zustimmung erhielt die Vorlage in Nidwalden, Schwyz
und St. Gallen, wobei auch hier die Nein-Stimmen bei 55-58% lagen. Das knappste
Resultat meldete der Kanton Nidwalden mit 55,4% Gegenstimmen. Gemäss Vox-Analyse
waren politische Merkmale für den Stimmentscheid ausschlaggebender als
soziodemographische. Unter diesen politischen Faktoren wirkten sich die
Identifizierung mit einer Partei und die Selbsteinstufung auf der Links-Rechts-Achse
am stärksten auf das Stimmverhalten aus. Bei der Begründung für den Stimmentscheid
fiel auf, dass nur sehr wenige einen Grund für ihren Stimmentscheid nannten.

Abstimmung vom 1. Juni 2008

Beteiligung: 44,8%
Ja: 661 312 (30,5%)%) / Stände: 0
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Nein: 1 505 702 (69,5%) / Stände: 20 6/2

Parolen:
– Ja: FDP (16*), SVP (4*), EDU (1*); eco, SGV, SBV.
– Nein: CVP (1*), SP, LP, EVP, CSP, PdA, GP, SD, FP, Lega, DSP, GLP (1*); SGB, TravS.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 64

Groupes sociaux

Politique à l'égard des étrangers

Auch der Nationalrat sprach sich in der Sommersession nach einer über fünfstündigen
Diskussion mit einer Mehrheit von 97 zu 84 dafür aus, den direkten Gegenvorschlag zur
Volksinitiative zu unterstützen. Dies vor allem, weil die Sozialdemokraten dem
Gegenentwurf mehrheitlich zustimmten und damit das für sie kleinere Übel wählten.
„Wir haben die Auswahl zwischen Pest und Cholera“, sagte Maria Roth-Bernasconi (sp,
GE). Konsequent gegen die beiden Vorlagen votierten die Grünen. Mit dem vom
Nationalrat verabschiedeten Gegenvorschlag wurde grosses Gewicht auf die Integration
gelegt. Zudem wollte er dem Bund erlauben, den Kantonen Vorschriften zur
Integrationsförderung zu machen. 65
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Im Nationalrat setzte sich mit 101 zu 65 Stimmen und 16 Enthaltungen ein
Kompromissantrag von Kurt Fluri (fdp, SO) durch. Mit diesem sollte dem Bund die
Kompetenz eingeräumt werden, den Stand der Integration in Zusammenarbeit mit den
Kantonen und Gemeinden zu überprüfen und im Bedarfsfall nach Anhörung der
Kantone die notwendigen Vorschriften zu erlassen. Der Ständerat schloss sich dem
Nationalrat an und übernahm den Integrationsartikel in dieser Form. Damit war der
Gegenvorschlag bereinigt, in der Schlussabstimmung wurde er vom Ständerat mit 35 zu
6 und vom Nationalrat nur knapp mit 93 zu 88 Stimmen bei 6 Enthaltungen
angenommen. 66
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Politique familiale

Der Bundesrat empfahl die 2003 eingereichte Volksinitiative der Gewerkschaft
Travail.suisse „für fairere Kinderzulagen“ zur Ablehnung. Er befand, das Begehren,
welches schweizweit einheitliche Kinderzulagen von 450 Fr. pro Monat verlangt, wäre
weder volkswirtschaftlich noch finanzpolitisch vertretbar. Obgleich er Handlungsbedarf
bei der Vereinheitlichung der Kinderzulagen (heute rund 50 verschiedene Systeme in 26
Kantonen) ausmachte, beschloss er, keinen Gegenvorschlag zu unterbreiten, da dem
Parlament bereits ein Projekt vorliege, das eine konsensfähige und volkswirtschaftlich
tragbare Lösung ermögliche. Dabei handelt sich um die Umsetzung einer 1991 von der
damaligen Nationalrätin Fankhauser (sp, BL) eingereichten parlamentarischen Initiative,
welche eine einheitliche Kinderzulage von 200 Fr. verlangt. Die Initiative war 1992 vom
Nationalrat angenommen und der SGK zur konkreten Ausgestaltung eines
Gesetzesentwurfs zugewiesen worden. Dieser wurde 1997, wenn auch knapp, von der
SGK gutgeheissen, aber bisher nicht dem Rat unterbreitet. Im Berichtsjahr nun
aktivierte die Kommission ihren Vorschlag und legte ihn dem Plenum vor, der ihn aber
erst 2005 behandeln wird. Der Gesetzesentwurf sieht einheitliche Kinderzulagen von
mindestens 200 Fr. und Ausbildungsbeiträgen von 250 Fr. für alle Kinder und
Jugendlichen vor; unabhängig davon, ob die Eltern unselbständig-,
selbständigerwerbend oder erwerbslos sind. Die Mehrkosten gegenüber heute wären
von den Arbeitgebern (500 Mio Fr.) und den Kantonen (220 Mio Fr.) zu bezahlen. Der
Bundesrat stellte sich grundsätzlich hinter den Entwurf, lehnte eine Mehrbelastung der
Wirtschaft aber ab. 67
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Personnes handicapés

Der Bundesrat beschloss, der Volksinitiative „Gleiche Rechte für Behinderte“ sowie
zwei parlamentarischen Vorstössen einen indirekten Gegenvorschlag entgegen zu
stellen. Das neue Behindertengesetz, das Mitte Jahr in die Vernehmlassung ging,
konkretisiert die von der revidierten Verfassung geforderte Beseitigung der
Benachteiligungen im öffentlichen Leben. Da der einklagbare subjektive Anspruch auf
Zugang zu den Rechten in den Bereichen öffentlicher Verkehr, Bauten, Fernsehen,
Telefondienstleistungen, Bildung und Arbeit in einer ersten Konsultation von der
Wirtschaft und den bürgerlichen Parteien wegen der unklaren Folgekosten abgelehnt
worden war, stellte der Bundesrat je eine Variante mit und ohne diesen
Rechtsanspruch zur Diskussion. Die Schaffung eines Gesetzes zur Gleichstellung von
behinderten mit nicht behinderten Menschen wurde auf breiter Ebene begrüsst. Die SP
und die Behindertenverbände erachteten allerdings die vorgeschlagenen Massnahmen
als zu wenig weit gehend, da insbesondere die Bereiche Schule und Arbeit zu wenig
konkret formuliert seien. Die bürgerlichen Parteien wiesen erneut auf finanziell
unklaren Folgen für allfällige Um- oder Neubauten hin. 68
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Enseignement, culture et médias

Enseignement et recherche

Ecoles obligatoires

Nach diesem Entscheid des Nationalrats wirkte Innenminister Burkhalter mit Vertretern
der ständerätlichen Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur auf einen
Gegenentwurf hin. Die Kommission trat im November einstimmig auf den
Gegenvorschlag auf Verfassungsstufe ein. Dieser belässt den Kantonen die Kompetenz
für den schulischen Musikunterricht und beschränkt die Befugnisse des Bundes auf
den ausserschulischen Unterricht. Er könnte damit die Kantone etwa zu einem
Mindestangebot an Musikschulen verpflichten oder ihnen vorschreiben, dass sie das
Schulgeld an Musikschulen einkommensabhängig ausgestalten müssen. Im Rahmen
eines verkürzten Vernehmlassungsverfahrens, das bis Februar 2011 dauert, können die
Kantone und das Initiativkomitee zu diesem Gegenentwurf Stellung nehmen. 69
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A l’heure du verdict proclamé par le peuple suisse pour l’initiative « jeunesse +
musique », il est important de rejouer rapidement la partition, afin de mieux
comprendre le rôle de chaque musicien dans cette symphonie politique à multiple
rebondissements. Le Conseil national, convaincu de l’importance de l’enseignement
musical, avait soutenu cette initiative. Le Conseil des Etats avait montré du doigt la
violation de la souveraineté des cantons en matière de formation obligatoire. L’idée
d’un contre-projet était née. En mars 2012, les deux chambres ont accepté
respectivement l’arrêté fédéral sur la promotion de la formation musicale des jeunes
et celui concernant l’initiative populaire « jeunesse + musique ». Ce sont 30 voix
contre 6 et 3 abstentions au Conseil des Etats, et 139 voix contre 37 au Conseil national
qui ont validé le premier. Alors que 31 voix contre 6 et 6 abstentions au Conseil des
Etats, ainsi que 156 voix contre 31 au Conseil national ont finalisé les discussions
concernant l’initiative « jeunesse + musique ». Dès lors, le comité d’initiative a décidé
de retirer la proposition « jeunesse + musique » au profit du contre-projet. C’est donc
cet unique arrêté fédéral qui a été soumis au vote le 23 septembre 2012. 70
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Ce contre-projet vise la promotion de la formation musicale et, dans les limites des
compétences des cantons et de la Confédération, celle d’un enseignement musical
scolaire de qualité. De plus, il veut faciliter l’accès des jeunes à la pratique musicale et
encourager les talents musicaux. En outre, il faut noter que la Confédération joue ici le
rôle d’une épée de Damoclès, prête à légiférer en cas d’échec des efforts des cantons.
Ce contre-projet a reçu un appui soutenu de la majorité des acteurs politiques, en
particulier du centre et de la gauche, qui ont souligné l’importance d’un enseignement
musical, tant dans le contexte scolaire qu’extrascolaire. Ils ont souligné l’importance
d’un accès des jeunes à une formation musicale indépendamment du revenu familial,
mais aussi la nécessité d’inscrire la musique dans la Constitution, afin de lui conférer
un statut similaire à celui du sport par exemple. Reste à évoquer l’opposition de l’UDC
et du PLR qui ont vu dans ce contre-projet une ingérence de la Confédération dans un
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dossier cantonal. Ils dénonçaient également une hausse des coûts sans aucune
certitude de l’efficacité des résultats, tout en soutenant que la musique était déjà
suffisamment encouragée. D’ailleurs, cette opposition doit être relativisée car les deux
partis se sont montrés discrets durant la campagne. On peut d’ailleurs noter qu’ils ont
que très faiblement convaincu leurs sympathisants. En effet, seulement 60-62% des
sympathisants de l’UDC et du PLR ont soutenu l’arrêté. En résumé, les résultats finaux
des votations ont montré qu’une large majorité des citoyens, 72,7%,ainsi que la totalité
des cantons soutiennent ce contre-projet. Ce taux d’acceptation a été
particulièrement élévé, plus de 80%, parmi les sympathisants des partis qui
soutenaient cet arrêté, ainsi que chez les femmes (80%) et parmi les ménages au
revenus inférieur à 3000 francs (90%). Les hommes l’ont soutenu quant à eux qu’à 65%.
La plus grande part des voix est venue des moins de 39 ans et des plus de 70 ans. En
outre, l’analyse de la perception du contenu de l’objet montre que les votants ont
intégré l’idée de promotion de la musique (45%). Les autres éléments qui ont été cités
parmi les votants sont l’égalité des chances dans l’accès à la musique (15%), le soutien
financier de l’Etat (15%) et l’ancrage dans la Constitution (13%). De l’autre côté, parmi
les motifs de refus, on retrouve l’idée que la musique n’a pas sa place dans la
Constitution (31%), qu’elle n’est pas une priorité (24%) ou encore que la situation
actuelle est satisfaisante (21%).

Votation du 23 septembre 2012

Participation: 41,5%
Oui: 1 551 918 (72,7%) / 20 6/2 cantons
Non: 583 327 (27,3%) / 0 cantons

Consignes de votes:
– Oui: PBD, PCS, PDC, PEV, PS, Parti vert’libéral suisse (pvl), PE, Association des
Communes Suisses (ACS), Union des villes suisses, Association faîtière des enseignantes
et des enseignants suisses (ECH), IG jugend und musik, Travail.Suisse, USP, USS.
– Non: PLR (2)*, UDC (1) *.
* Dans les parenthèses, le nombre de section cantonales divergentes 71

Formation professionnelle

Die Modernisierung der Berufsbildung soll in einer Verordnung konkretisiert werden.
Der Bundesrat gab im August einen entsprechenden Entwurf einer Verordnung zum
neuen Berufsbildungsgesetz (BBG) in die Vernehmlassung. Dabei waren sich alle
Parteien und Organisationen einig in ihrem Wunsch nach einer raschen Umsetzung des
Gesetzes. Einzig die SVP verlangte eine grundlegende Überarbeitung der Verordnung.
Der Bundesrat setzte das neue Berufsbildungsgesetz Ende des Berichtsjahres auf
Januar 2004 in Kraft, nachdem es im Vorjahr als indirekter Gegenvorschlag zur
Lehrstellen-Initiative (siehe unten) beide Kammern ohne Gegenstimme passiert hatte.
Es verspricht differenziertere Wege der Berufsausbildung, eine bessere Koordination
der wachsenden Zahl an Modul-Ausbildungen, eine bessere Durchlässigkeit im
gesamten Bildungssystem, mehr Raum für Grundbildungen mit hohem Schulanteil oder
praktisch orientierte Ausbildungsformen für leistungsschwächere Schulabgängerinnen
und -abgänger sowie schliesslich eine einheitliche Rechtsgrundlage für alle nicht
universitären Berufsausbildungen. Die Finanzierung der Berufsbildung wird gemäss
neuem Gesetz künftig auf leistungsorientierte Pauschalzahlungen an die Kantone
abgestellt statt auf eine am Aufwand orientierte Subventionierung. 72
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Culture, langues, églises

Archives, bibliothèques, musées

Für das neue Archivierungsgesetz des Bundes siehe oben, Teil I, 1c (Verwaltung).CONTRE-PROJET DIRECT À UNE INITIATIVE
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Partis, associations et groupes d'intérêt

Partis

Partis de gauche et partis écologiques

Die GLP versuchte im Berichtjahr, ihre Position in der Familienpolitik zu schärfen. Sie
tat dies mit Kritik an der CVP-Initiative zur Abschaffung der Heiratsstrafe. Dieses
Begehren hatte Kritik geweckt, weil es die Ehe als Bund von Mann und Frau in der
Verfassung verankern will. Die GLP nahm die Kritik auf und schlug einen direkten
Gegenvorschlag vor, der nicht nur Ehepaare, sondern alle gesetzlich geregelten
Lebensgemeinschaften vor steuerlichen Nachteilen befreien will. Darüber hinaus soll
eine „Ehe für alle“ geschaffen werden, die Paaren unabhängig von ihrer sexuellen
Orientierung offenstehen soll. 73
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